Bundesrat Drucksache 392/24

16.08.24

VK - Wi

Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anderung des
Guterkraftverkehrsgesetzes und anderer Gesetze

A. Problem und Ziel

Mit dem Gesetz werden die Normen des Guterkraftverkehrsgesetzes (GUKG) an die ge-
anderten unionsrechtlichen Vorschriften zum Berufs- und Marktzugang, sowie die Normen
des Personenbeférderungsgesetzes (PBefG) allein hinsichtlich des Berufszugangs ange-
passt. Insbesondere erfolgen Anpassungen an das im Rahmen des so genannten Mobili-
tatspakets | gednderte Unionsrecht (Verordnung (EU) 2020/1055)". Dieses hat die das
Guterkraftverkehrs- und Personenbeférderungsrecht pragende Verordnung zum Berufs-
zugang (Verordnung (EG) Nr. 1071/2009)? sowie die zum Marktzugang des Giiterkraft-
verkehrsrechts bezogene Verordnung (EG) Nr. 1072/2009% geandert. Erforderlich wurden
umfassende Anderungen fir die Risikoeinstufung von Kraftverkehrsunternehmen. Dezent-
rale Landerlésungen werden zugunsten eines auf der unionsrechtlich harmonisierten Be-
rechnungsformel basierenden zentralen Risikoeinstufungssystems abgelOst. Hierzu wird
die Verkehrsunternehmensdatei nutzbar gemacht und die rechtlichen Vorgaben fir die
Verkehrsunternehmensdatei hinsichtlich der zu speichernden Daten und des Zugriffs der
Akteure geandert. Die Anderungen werden durch Ermachtigungen zum Erlass von
Rechtsverordnungen mit dem Ziel der Vereinheitlichung der Ahndung von Verstdlien ge-
gen guterkraftverkehrsrechtliche Vorschriften flankiert. Zudem werden notwendige Anpas-
sungen im nationalen Recht an die durch die Richtlinie (EU) 2022/738% geanderte Richtli-
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verkehr (Abl. L 137 vom 16.5.2022, S. 1).
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nie 2006/1/EG® Uber die Verwendung von ohne Fahrer gemieteten Fahrzeugen im Glter-
kraftverkehr vorgenommen.

Fur den Fortbestand der nationalen Erlaubnis nach § 3 GUKG alte Fassung besteht auf-
grund der Mdglichkeit zur Nutzung der unionsrechtlich harmonisierten Gemeinschaftsli-
zenz auch fur rein nationale Beférderungen, die unter den gleichen Voraussetzungen wie
zum Berufszugang erteilt wird, kein Bedarf. Neue Erlaubnisse sollen nicht ausgestellt
werden, noch in Verkehr befindliche Erlaubnisse nach Ablauf einer Ubergangsfrist auslau-
fen.

B. Losung; Nutzen

Das Gesetz vollzieht die oben genannten Anderungen im Unionsrecht durch entspre-
chende Anpassungen im GUKG und im PBefG. Durch die birokratieabbauende Abschaf-
fung der nationalen Erlaubnis in § 3 GUKG ergeben sich zahlreiche redaktionelle Ande-
rungen; ferner werden an einigen Stellen Klarstellungen vorgenommen. Mit der Anpas-
sung von Erméchtigungsgrundlagen wird die Grundlage fiir weitere erforderliche Ande-
rungen an der Verordnung zur Durchfihrung der Verkehrsunternehmensdatei nach dem
Guterkraftverkehrsgesetz (VUDat-DV) sowie der Verordnung Uber den grenziberschrei-
tenden Glterkraftverkehr und den Kabotageverkehr (GikGrKabotageV) entsprechend
den Erfordernissen des geanderten Unionsrechts geschaffen. Die Gesetzesanderung
verbessert die Wettbewerbsbedingungen im Gterkraftverkehr. Dies wird durch verbes-
serte Kontrollmoglichkeiten von VerstoRen und durch Entburokratisierung erreicht.

C. Alternativen

Keine

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Beim Bundesamt fur Logistik und Mobilitat entstehen jahrliche Mehrausgaben in Hohe von
rund 1,4 Millionen Euro fir Personal- und Sachaufwand. Die einmaligen Sachkosten be-
laufen sich zusatzlich auf rund 1,1 Millionen Euro.

Der entstehende Mehraufwand wird finanziell und stellenmaRig im Einzelplan 12 ausge-
glichen.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fir Biirgerinnen und Biirger

Fur Burgerinnen und Buarger verandert sich der Erflllungsaufwand nicht.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft
Far die Wirtschaft andert sich der jahrliche Erfullungsaufwand nicht.
Davon Biurokratiekosten aus Informationspflichten:

Die Anderungen wirken sich nicht auf die Burokratiekosten aus Informationspflichten aus.

3 Richtlinie 2006/1/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 18.Januar 2006 iiber die Verwen-
dung von ohne Fahrer gemieteten Fahrzeugen im Giiterkraftverkehr (ABI. L 33 vom 4.2.2006, S. 82), die
zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2022/738 (ABI. L 137 vom 16.5.2022) geédndert worden ist.
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E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fur die Verwaltung erhdht sich der jahrliche Erfullungsaufwand um rund 934.000 Euro.
Davon entfallen 693.000 Euro an jahrlichem Erfullungsaufwand auf den Bund und
240.000 Euro auf die Lander (inkl. Kommunen). Der Bundesverwaltung entsteht einmali-
ger Erfullungsaufwand von rund 1,1 Millionen Euro.

E.4 Weiterer Erfullungsaufwand fur Verordnungen nach diesem Gesetz

Durch dieses Gesetz werden Rechtsangleichungen an das geanderte Unionsrecht vorbe-
reitet, welche im Verordnungswege erlassen werden.

Fur die Wirtschaft wird daraus eine Erhéhung des jahrlichen Erfillungsaufwands in Héhe
von rund 1.450.000 Euro geschatzt. Fur die Verwaltung erhoht sich der jahrliche Erfll-
lungsaufwand um rund 5.358.000 Euro. Davon entfallen 5.478.000 Euro an jahrlichen
Erflllungsaufwand auf den Bund. Bei den Landern verringert sich der Erfullungsaufwand
um rund 120.000 Euro (inkl. Kommunen). Der einmalige Erfullungsaufwand betragt rund
4.620.000 Euro. Davon entfallen 4.535.000 Euro an einmaligem Erflillungsaufwand auf
den Bund und 85.000 Euro auf die Lander (inkl. Kommunen).

F. Weitere Kosten

Durch die benétigte zusatzliche beglaubigte Kopie bei der Gemeinschaftslizenz entstehen
der Wirtschaft Kosten von 710.000 bis 2,84 Millionen Euro innerhalb der nachsten zehn
Jahre.

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind
nicht zu erwarten.
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Gesetzentwurf
der Bundesregierung
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Guterkraftverkehrsgesetzes und anderer Gesetze

Bundesrepublik Deutschland Berlin, 16. August 2024
Der Bundeskanzler

An die

Présidentin des Bundesrates
Frau Ministerprasidentin
Manuela Schwesig

Sehr geehrte Frau Prasidentin,

hiermit tibersende ich gemdll Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes den
von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anderung des Giiterkraftverkehrsgesetzes
und anderer Gesetze

mit Begriindung und Vorblatt.

Der Gesetzentwurf ist besonders eilbediirftig, um ein Vertragsverletzungs-
verfahren wegen der verspiteten Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/738 des
europdischen Parlaments und des Rates vom 6. April 2022 zur Anderung der
Richtlinie 2006/1/EG iiber die Verwendung von ohne Fahrer gemieteten Fahrzeu-
gen im Giiterkraftverkehr zu vermeiden.

Federfiihrend ist das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr.

Fristablauf: 27.09.24
besonders eilbediirftige Vorlage gemal3 Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG
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Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemil § 6 Absatz 1
NKRG ist als Anlage beigefiigt.

Mit freundlichen Griflen
Olaf Scholz
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Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anderung des Guterkraftverkehrs-

1.

gesetzes und anderer Gesetze®

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Giiterkraftverkehrsgesetzes

Das Guterkraftverkehrsgesetz vom 22. Juni 1998 (BGBI. | S. 1485), das zuletzt durch
Artikel 39 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 236) ge&ndert worden ist, wird
wie folgt geéndert:

Die Inhaltstibersicht wird wie folgt geandert:

a)

b)

d)

e)

f)

9)

Die Angabe zu § 3 wird wie folgt gefasst:

»8 3 Gewerblicher Guterkraftverkehr durch Unternehmer mit Sitz im Inland; Verordnungserméachtigung".
Die Angabe zu § 5 wird wie folgt gefasst:

.8 5 Gewerblicher Guterkraftverkehr durch Unternehmer ohne Sitz im Inland*.

Die Angabe zu § 6 wird wie folgt gefasst:

»8 6 Gewerblicher Gterkraftverkehr durch Unternehmer mit Sitz im Vereinigten Konigreich®.

Nach der Angabe zu § 8 wird folgende Angabe eingefiigt:

.8 8a Einsatz von Mietfahrzeugen aus einem anderen Mitgliedstaat der Européischen Union oder einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens uber den Européischen Wirtschaftsraum®.

Die Angabe zu § 9 wird wie folgt gefasst:
»8 9 Berechtigungs- und Versicherungsfreiheit".

Die Angabe zu § 15 wird wie folgt gefasst:

»8 15 Datei Uber Unternehmen des gewerblichen Guterkraftverkehrs und des gewerblichen Personenverkehrs mit
Kraftomnibussen (Verkehrsunternehmensdatei); Verordnungsermachtigung®.

Die Angabe zu § 16 wird wie folgt gefasst:

%)

Artikel 1 Nummer 12,18 und 21 dieses Gesetzes dient der Umsetzung von Artikel 1 Nummer 2 und 3

der Richtlinie (EU) 2022/738 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 6. April 2022 zur An-
derung der Richtlinie 2006/1/EG Uber die Verwendung von ohne Fahrer gemieteten Fahrzeugen im
Giuterkraftverkehr (Abl. L 137 vom 16.5.2022, S. 1). Artikel 1 Nummer 20 dieses Gesetzes dient der
Umsetzung von Artikel 9 der Richtlinie 2006/22/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom
15. Méarz 2006 uber Mindestbedingungen fir die Durchfiihrung der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006
und (EU) Nr. 165/2014 und der Richtlinie 2002/15/EG liber Sozialvorschriften fur Tatigkeiten im Kraft-

verkehr sowie zur Aufhebung der Richtlinie 88/599/EWG des Rates (ABI. L 102 vom 11.4.2006, S. 35),

die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2020/1057 vom 15. Juli 2020 (ABI. L 249 vom 31.7.2020, S. 49)
geandert worden ist.
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h)

)

,8 16 Datei Uber abgeschlossene BuRRgeldverfahren; Verordnungsermachtigung".

Nach der Angabe zu § 16 wird folgende Angabe eingefiigt:

»8 16a Risikoeinstufungssystem; Verordnungsermachtigung".

Nach der Angabe zu § 19 wird folgende Angabe eingefiigt:

»8 19a Bul3geldkatalog; Verordnungserméachtigung“.

Nach der Angabe zu § 23 wird folgende Angabe eingefiigt:

»8 24 Erlaubnis nach § 3 in der am ... [Einsetzen: Tag vor Inkrafttreten des Gesetzes] geltenden Fassung".

2. 81 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt ge&ndert:

b)

aa) Das Komma und die Wérter ,die einschliel3lich Anhanger ein hdheres zulassi-

ges Gesamtgewicht als 3,5 Tonnen haben” werden gestrichen.

bb) Folgender Satz wird angefiigt:

»Eine in Verbindung mit grenziiberschreitendem gewerblichen Guterkraftver-
kehr durchgefiihrte Leerfahrt, die nach einem Rechtsakt der Européischen
Union oder nach einem internationalen Abkommen genehmigungspflichtig ist,
gilt als Guterkraftverkehr im Sinne des Satzes 1°.

Folgender Absatz 5 wird angeflgt:

»(5) Eine guterkraftverkehrsrechtliche Berechtigung ist

eine Gemeinschaftslizenz nach Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1072/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober
2009 uber gemeinsame Regeln fir den Zugang zum Markt des grenziber-
schreitenden Guterkraftverkehrs (ABI. L 300 vom 14.11.2009, S. 72), die zu-
letzt durch die Verordnung (EU) 2020/1055 (ABI. L 249 vom 31.7.2020, S. 17)
geadndert worden ist (Gemeinschaftslizenz),

eine Genehmigung auf Grundlage des Artikels 4 der Resolution des Rates der
Européischen Konferenz der Verkehrsminister (CEMT) vom 14. Juni 1973
(BGBI. 1974 11 S. 298) (CEMT-Genehmigung),

eine Genehmigung auf Grundlage des Kapitels Ill Abschnitt 3.4 der Gesam-
tresolution des Ministerrates der CEMT zum Straf3enguiterverkehr vom 27. Mai
1994 (BGBI. 1998 11 S. 32) (CEMT-Umzugsgenehmigung),

eine Schweizerische Lizenz fur den gewerblichen Guterkraftverkehr auf
Grundlage des Artikels 9 des Abkommens zwischen der Europdischen Ge-
meinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft tber den Guter- und
Personenverkehr auf Schiene und Straf3e vom 21. Juni 1999 (ABI. L 114 vom
30.4.2002, S. 91) (Schweizerische Lizenz),

eine Genehmigung, die einem Unternehmer mit Sitz in einem Drittstaat auf
Grundlage eines zwischen der Bundesrepublik Deutschland und diesem Dritt-
staat abgeschlossenen Abkommens Uber den grenziberschreitenden Giiter-
kraftverkehr auf der Strafe oder auf Grundlage einer Einzelfallentscheidung
durch das Bundesministerium fir Digitales und Verkehr, soweit ein
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entsprechendes Abkommen mit diesem Drittstaat nicht besteht, erteilt wurde
(Drittstaatengenehmigung),

eine Genehmigung, die einem Unternehmen mit Sitz im Inland auf Grundlage
eines zwischen der Bundesrepublik Deutschland und einem Drittstaat abge-
schlossenen Abkommens Uber den grenziiberschreitenden Guterkraftverkehr
auf der Stral3e erteilt wurde (bilaterale Genehmigung),

eine Lizenz des Vereinigten Kdnigreichs fir die Gemeinschaft auf Grund des
Artikels 463 Absatz 1 und 2 des Abkommens vom 30. Dezember 2020 tber
Handel und Zusammenarbeit zwischen der Europédischen Union und der Eu-
ropaischen Atomgemeinschaft einerseits und dem Vereinigten Kdnigreich
GrofR3britanniens und Nordirlands andererseits (ABI. L 149 vom 30.4.2021,
S. 10) (Lizenz des Vereinigten Konigreichs),

eine Erlaubnis nach § 3 in der am ... [Einsetzen: Tag vor Inkrafttreten des Ge-
setzes] geltenden Fassung.”

§ 2 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:

a) Im einleitenden Satzteil werden die Worter ,dieses Gesetzes finden keine Anwen-
dung“durch die Wérter ,des zweiten und dritten Abschnitts sind nicht anzuwenden*
ersetzt.

b) Nummer 7 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb wird wie folgt gefasst:

,bb) im Rahmen eines Maschinenringes oder eines vergleichbaren wirtschaftli-

chen Zusammenschlusses, sofern die Befdorderung innerhalb eines Umkrei-
ses von 75 Kilometern in der Luftlinie um den regelmafiigen Standort des
Kraftfahrzeugs, den Wohnsitz oder den Sitz des Halters mit Zugmaschinen
oder Sonderfahrzeugen durchgefiihrt wird, die nach 8 3 Nummer 7 des Kraft-
fahrzeugsteuergesetzes 2002 von der Kraftfahrzeugsteuer befreit sind,”.

c) In Nummer 8 wird das Wort ,sowie” durch ein Komma ersetzt.

d) In Nummer 9 wird der Punkt durch das Wort ,sowie” ersetzt.

e) Folgende Nummer 10 wird angefiigt:

»10. die Beférderung von Giitern mit Kraftfahrzeugen, die einschlie3lich Anhanger

ein zulassiges Gesamtgewicht von nicht mehr als 3,5 Tonnen haben, soweit
sich aus den nachfolgenden Vorschriften, aus Rechtsakten der Europaischen
Union oder aus einem internationalen Abkommen nicht etwas anderes
ergibt.”

§ 3 wird wie folgt gefasst:

.83

Gewerblicher Guterkraftverkehr durch Unternehmer mit Sitz im Inland; Verordnungs-

ermachtigung

(1) Wer als Unternehmer mit Sitz im Inland gewerblichen Guterkraftverkehr durch-
fuhrt, bedarf hierfir einer von einer inlandischen Behdrde erteilten Gemeinschaftsli-

zenz.
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(2) Eine Gemeinschaftslizenz wird einem Unternehmer, dessen Unternehmen
seinen Sitz im Inland hat, fir die Dauer von bis zu zehn Jahren erteilt, wenn er die in
Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Européischen Parlaments
und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Festlegung gemeinsamer Regeln fir die Zu-
lassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers und zur Aufthebung der Richtlinie
96/26/EG (ABI. L 300 vom 14.11.2009, S. 51), die zuletzt durch die Verordnung (EU)
2020/1055 (ABI. L 249 vom 31.7.2020, S. 17) geandert worden ist, genannten Voraus-
setzungen fur die Ausiibung des Berufs eines Kraftverkehrsunternehmers erfullt.

(3) Auf Antrag sind dem Unternehmer so viele beglaubigte Kopien der Gemein-
schaftslizenz auszustellen, wie ihm Fahrzeuge zur Verfiigung stehen und die fir diese
erforderliche finanzielle Leistungsfahigkeit nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c in Ver-
bindung mit Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 gegeben ist. Stehen dem
Unternehmer nach der Ausstellung der beglaubigten Kopien der Gemeinschaftslizenz
Uber einen Zeitraum von mehr als drei Monaten weniger Fahrzeuge zur Verfigung als
ihm beglaubigte Kopien der Gemeinschaftslizenz ausgestellt worden sind, so hat der
Unternehmer die Uberz&hligen beglaubigten Kopien unverziglich der zustandigen Be-
horde zurliickzugeben. Stellt der Unternehmer den Betrieb endgiiltig ein, so hat er die
Gemeinschaftslizenz und alle beglaubigten Kopien unverziiglich der zustéandigen Be-
horde zurtickzugeben.

(4) Eine Gemeinschaftslizenz ist zuriickzunehmen, wenn nachtraglich bekannt
wird, dass ihre Erteilung hétte versagt werden missen. Eine Gemeinschaftslizenz ist
zu widerrufen, wenn nachtraglich Tatsachen eintreten, die zur Versagung hatten fihren
missen. Die Finanzbehdrden dirfen die nach Landesrecht zustandigen Behérden da-
von in Kenntnis setzen, dass der Unternehmer die ihm obliegenden steuerrechtlichen
Verpflichtungen wiederholt nicht erfillt hat oder eine eidesstattliche Versicherung nach
§ 284 der Abgabenordnung abgegeben hat.

(5) Rechtzeitig vor der Entscheidung tber die Erteilung, die Riicknahme oder den
Widerruf der Gemeinschaftslizenz und von beglaubigten Kopien der Gemeinschaftsli-
zenz gibt die nach Landesrecht zustandige Behdrde den beteiligten Verbénden des
Verkehrsgewerbes und der zustandigen Industrie- und Handelskammer Gelegenheit
zur Stellungnahme. Vor der Entscheidung Uber die Erteilung, die Ricknahme oder den
Widerruf von beglaubigten Kopien der Gemeinschaftslizenz kann die nach Landesrecht
zustandige Behoérde hiervon absehen.

(6) Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass der Unternehmer, der Verkehrs-
leiter oder der geschaftsfilhrende Direktor die Voraussetzungen hinsichtlich der Zuver-
lassigkeit nach Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 nicht erfullt, kann dem
Unternehmer oder dem Verkehrsleiter die Filhrung von Guterkraftverkehrsgeschaften
untersagt werden. Das Untersagungsverfahren gegen diese Personen kann unabhan-
gig vom Verlauf eines Verfahrens zum Widerruf der Gemeinschaftslizenz fortgesetzt
werden. Auf Antrag ist dem Unternehmer oder dem Verkehrsleiter die Fihrung von
Guterkraftverkehrsgeschéften wieder zu gestatten, wenn Tatsachen die Annahme
rechtfertigen, dass eine Unzuverlassigkeit im Sinne des Satzes 1 nicht mehr vorliegt
und der Betroffene eine Prifung nach Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1071/2009 bestanden hat. Die Wiederaufnahme kann nicht vor Ablauf
eines Jahres nach Bestandskraft der Untersagungsverfligung gestattet werden.

(7) Das Bundesministerium fir Digitales und Verkehr wird erméachtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu regeln:

1. die ndhere Bestimmung der Anforderungen an die Berufszugangsvoraussetzun-
gen zur Gewabhrleistung eines hohen Niveaus,

2. die Einzelheiten der Prifung nach Absatz 6 Satz 3,
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3. das Verfahren zur Erteilung, zur Ricknahme und zum Widerruf der Gemein-
schaftslizenz sowie zur Erteilung und Einziehung von beglaubigten Kopien der Ge-
meinschaftslizenz einschliel3lich der Durchfihrung von Anhérungen,

4. das Verfahren bei Eintritt wesentlicher Anderungen nach Erteilung der Gemein-
schaftslizenz und von beglaubigten Kopien der Gemeinschaftslizenz,

5. das Verfahren bei Eintritt wesentlicher Anderungen nach Erteilung der Erlaubnis
nach § 3 Absatz 2 und von Erlaubnisausfertigungen nach § 3 Absatz 3 Satz 1 je-
weils in der am ... [einsetzen: Tag vor Inkrafttreten dieses Gesetzes] geltenden
Fassung,

6. die Voraussetzungen fur die Erteilung zusatzlicher beglaubigter Kopien nach Malf3-
gabe der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 in der jeweils geltenden Fassung und

7. die Voraussetzungen zur Ricknahme und zum Widerruf der Entscheidung tber
die Erteilung der beglaubigten Kopien entsprechend Artikel 12 Absatz 1 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1072/2009 in der jeweils geltenden Fassung.

(8) Die nach Landesrecht zustandigen Behdrden fithren dieses Gesetz, die Ver-
ordnungen (EG) Nr. 1071/2009 und (EG) Nr. 1072/2009 und die auf diesem Gesetz
beruhenden Verordnungen aus, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. Ortlich zu-
standig ist die Behorde, in deren Zusténdigkeitsbereich das Unternehmen seine Nie-
derlassung im Sinne von Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 hat. Soweit
keine Niederlassung besteht, richtet sich die Zustandigkeit nach dem Wohnsitz des
Betroffenen.”

8 4 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 wird das Wort ,Erlaubnis” durch das Wort ,Gemeinschaftslizenz” ersetzt.

b) In Satz 2 wird das Wort ,Anzeigepflicht“ durch das Wort ,Mitteilungspflichten* und
das Wort ,bleibt" durch das Wort ,bleiben” ersetzt.

Die 88 5 bis 7 werden wie folgt gefasst:

H§ 5
Gewerblicher Guterkraftverkehr durch Unternehmer ohne Sitz im Inland

(1) Wer als Unternehmer ohne Sitz im Inland grenziberschreitenden gewerbli-
chen Guterkraftverkehr durchftihrt, bedarf fiir den inlandischen Teil der Beférderung

1. einer Gemeinschaftslizenz,
2. einer CEMT-Genehmigung,
3. einer CEMT-Umzugsgenehmigung,
4. einer Schweizerischen Lizenz oder
5. einer Drittstaatengenehmigung.
(2) Soweitsich aus Rechtsakten der Europaischen Union, internationalen Abkom-
men oder einer Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 3 nichts anderes ergibt, ist Unter-

nehmern ohne Sitz im Inland die Beférderung von Gitern, deren Be- und Entladeort im
Inland liegt (Kabotagebeférderung), nicht  gestattet. Eine einzelne
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Kabotagebeforderung liegt vor, wenn Guter unabhangig von der Anzahl der Be- und
Entladeorte im Inland auftragsgemal fir einen einzigen Absender an einen einzigen
Empfanger beférdert werden.

(3) Absatz 1 Nummer 1 sowie Absatz 2 gelten auch fiir Beférderungen mit Kraft-
fahrzeugen, die einschlielich Anhanger ein hoheres zulassiges Gesamtgewicht als
2,5 Tonnen haben.

§6

Gewerblicher Guterkraftverkehr durch Unternehmer mit Sitz im Vereinigten Konig-
reich

(1) Wer als Unternehmer mit Sitz im Vereinigten Konigreich grenzuberschreiten-
den gewerblichen Guterkraftverkehr im Inland durchfiihrt, bedarf fiir den inlandischen
Teil der Beforderung einer Lizenz des Vereinigten Konigreichs. Dies gilt auch fiir Be-
férderungen mit Kraftfahrzeugen, die einschlie3lich Anhanger ein hoheres zulassiges
Gesamtgewicht als 2,5 Tonnen haben.

(2) Der Unternehmer mit Sitz im Vereinigten Konigreich darf gemaR Artikel 462
Absatz 3 und 6 des Abkommens vom 30. Dezember 2020 tGber Handel und Zusam-
menarbeit zwischen der Europaischen Union und der Europaischen Atomgemeinschatft
einerseits und dem Vereinigten Konigreich Grof3britannien und Nordirland andererseits
(ABI. L 149 vom 30.4.2021, S. 10) vor Ruckkehr ins Gebiet des Vereinigten Kénigreichs
nicht mehr als zwei zusatzliche grenziberschreitende Beforderungen innerhalb des
Gebiets der Europaischen Union durchfihren. Die erste zusatzliche grenziberschrei-
tende Befdrderung muss auf eine Fahrt aus dem Gebiet des Vereinigten Konigreichs
in das Gebiet der Europaischen Union folgen.

(3) Abweichend von Absatz 2 darf der Unternehmer an Stelle einer der beiden
grenziiberschreitenden Beférderungen eine Kabotagebeforderung im Inland nach Arti-
kel 462 Absatz 4 des Abkommens vom 30. Dezember 2020 tber Handel und Zusam-
menarbeit zwischen der Europaischen Union und der Europaischen Atomgemeinschatft
einerseits und dem Vereinigten Konigreich Grof3britannien und Nordirland andererseits
durchfihren. Diese Kabotagebeférderung muss

1. auf eine Befdrderung aus dem Gebiet des Vereinigten Konigreichs ins Inland fol-
gen und

2. innerhalb von sieben Tagen nach der Entladung der Giiter aus der Beférderung
nach Nummer 1 durchgefiihrt werden.

(4) Bei Beforderungen nach Absatz 2 oder 3 gilt 8§ 7 Absatz 2 entsprechend.

§7
Mitfihrungs- und Aush&ndigungspflichten im gewerblichen Giiterkraftverkehr

(1) Der Unternehmer hat daflir zu sorgen, dass bei einer Glterbeférderung im
Inland, fur die eine giterkraftverkehrsrechtliche Berechtigung erforderlich ist, wahrend
der gesamten Fahrt folgende Dokumente und Nachweise mitgefiuihrt werden:

1. die Erlaubnis nach § 3 Absatz 2 oder eine Erlaubnisausfertigung nach § 3 Absatz 3
Satz 1 jeweils in der am ... [Einsetzen: Tag vor Inkrafttreten des Gesetzes] gelten-
den Fassung oder eine beglaubigte Kopie der Gemeinschaftslizenz, der
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Schweizerischen Lizenz oder der Lizenz des Vereinigten Konigreichs oder eine
CEMT-Genehmigung, eine CEMT-Umzugsgenehmigung oder eine Drittstaatenge-
nehmigung oder bilaterale Genehmigung,

2. der fur das eingesetzte Fahrzeug nach Maligabe der verwendeten Genehmigung
vorgeschriebene Nachweis Uber die Erflillung bestimmter Technik-, Sicherheits-
und Umweltanforderungen und

3. ein Begleitpapier oder ein sonstiger Nachweis, in dem die beférderten Gter, der
Be- und Entladeort und der Auftraggeber angegeben sind.

Die Dokumente nach Satz 1 Nummer 1 und die Nachweise nach Satz 1 Nummer 2
ddrfen nicht in Folie eingeschweil3t oder in &hnlicher Weise mit einer Schutzschicht
Uiberzogen werden.

(2) Der Unternehmer, der keinen Sitz im Inland hat, hat dafiir zu sorgen, dass bei
Kabotagebeférderungen nach Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009
Nachweise mit den in Artikel 8 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 1072/2009 genannten Angaben fir die grenziberschreitende Beforderung, jede
einzelne durchgefiihrte Kabotagebeftrderung und fir innerhalb des Zeitraumes nach
Artikel 8 Absatz 2a der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 durchgefuhrte Beforderungen
mitgefuhrt werden.

(3) Der Auftraggeber handigt dem Unternehmer, der fiir inn die Beférderung eines
Containers oder eines Wechselaufbaus durchfihrt, vor der Fahrt eine Erklarung aus,
in der das Gewicht dieses Containers oder Wechselaufbaus angegeben ist. Der Unter-
nehmer hat daftir zu sorgen, dass diese Erklarung wahrend der Beférderung mitgefuhrt
wird.

(4) Das Fahrpersonal muss die erforderlichen Dokumente und Nachweise nach
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 und die Erklarung nach Absatz 3 Satz 1 wahrend der
Fahrt mitfihren und Kontrollberechtigten auf Verlangen zur Priifung aushéandigen. Das
Begleitpapier oder der sonstige Nachweis nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, die Nach-
weise nach Absatz 2 und die Erklarung nach Absatz 3 Satz 1 kdnnen statt durch Aus-
handigen des Dokumentes auch auf andere geeignete Weise zuganglich gemacht wer-
den.

(5) Auslandisches Fahrpersonal muss einen anerkannten und giiltigen Pass, Pas-
sersatz oder Ausweisersatz mitfihren, sofern es nicht von der Passpflicht durch
Rechtsverordnung befreit ist, und den Kontrollberechtigten auf Verlangen zur Priifung
aushandigen. Ausléandisches Fahrpersonal, das in einem anderen Mitgliedstaat der Eu-
ropéaischen Union die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten nach Ar-
tikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betref-
fend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehdérigen
(ABI. L 16 vom 23.1.2004, S.44), die zuletzt durch die Richtlinie 2011/51/EU (ABI. L
132 vom 19.5.2011, S. 1) geéndert worden ist, inne hat, hat auRerdem den entspre-
chenden Nachweis mitzufiihren und diesen den Kontrollberechtigten auf Verlangen
auszuhandigen.

(6) Wird von der durch eine guterkraftverkehrsrechtliche oder fahrzeugtechnische
Rechtsvorschrift eingerdumten Moglichkeit Gebrauch gemacht, die Dokumente oder
Nachweise nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 oder die Erklarung nach Absatz 3
Satz 1 anstelle der Mitfuhrung als Schriftstiick in einem elektronischen oder digitalisier-
ten Format vorzuhalten, hat das Fahrpersonal diese bei einer Kontrolle anstelle der
Aushéandigung als Schriftstiick elektronisch zuganglich oder auf Verlangen der Kon-
trollberechtigten lesbar zu machen. Fir die elektronische Zuganglichmachung sind
dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende Verfahren zu verwenden, die die Au-
thentizitat, Vertraulichkeit und Integritat der Daten gewahrleisten. Personenbezogene
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10.

Daten, die bei einer Kontrolle nach Satz 1 verarbeitet worden sind, haben die nach
Bundes- oder Landesrecht fur Verkehrs- oder Grenzkontrollen zustéandigen Behérden
unverziglich zu Idschen, wenn sich keine Beanstandungen ergeben oder die Daten
zum Zweck der Verfolgung von festgestellten Zuwiderhandlungen an die hierfir zu-
standige Verwaltungsbehorde tbermittelt worden sind.”

Dem § 7a Absatz 4 wird folgender Satz angefugt:

.Der Versicherungsnachweis kann statt durch Aushéndigen des Dokumentes auch auf
andere geeignete Weise zugéanglich gemacht werden.”

8 7b Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Ein Unternehmer mit Sitz im Inland darf bei Fahrten im Inland im gewerblichen
Guterkraftverkehr eine Person, die weder Staatangehoriger eines Mitgliedstaates der
Européaischen Union, noch eines anderen Vertragsstaates des Abkommens ber den
Europaischen Wirtschaftsraum, noch Staatsangehoriger der Schweiz oder des Verei-
nigten Konigreichs ist, nur als Fahrpersonal einsetzen, wenn diese Folgendes besitzt:

1. einen Aufenthaltstitel nach dem Aufenthaltsgesetz, der ihr die Ausiibung der Be-
schéaftigung erlaubt, es sei denn, es bedarf eines solchen nicht,

2. eine Aufenthaltsgestattung oder eine Duldung, die ihr die Austibung der Beschéaf-
tigung erlaubt, oder

3. eine von einer inlAndischen Behdrde ausgestellte gliltigen Fahrerbescheinigung
nach Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009.

Der Unternehmer hat dafiir zu sorgen, dass das ausléandische Fahrpersonal Folgendes
mitfthrt:

1. einen anerkannten und giltigen Pass, Passersatz oder Ausweisersatz und

2. einen nach dem Aufenthaltsgesetz erforderlichen Aufenthaltstitel, eine Aufent-
haltsgestattung oder eine Duldung, der oder die die Ausiibung der Beschaftigung
erlaubt.

Der Aufenthaltstitel kann fir Zwecke dieses Gesetzes durch eine von einer inlandi-

schen Behdrde ausgestellte giltige Fahrerbescheinigung nach Artikel 5 der Verord-

nung (EG) Nr. 1072/2009 ersetzt werden.*

§ 7c Satz 1 wird wie folgt ge&ndert:

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»1. nicht Inhaber einer guterkraftverkehrsrechtlichen Berechtigung ist oder diese
unzulassig verwendet,"”.

b) In Nummer 3 Buchstabe a wird nach der Angabe ,Nummer 1“ das Wort ,oder* an-
geflgt.

8 8 wird wie folgt gedndert:

a) In 88 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort ,Erlaubnis® durch das Wort ,Gemeinschafts-
lizenz" ersetzt.

b) Absatz 3 Satz 2 wird aufgehoben.
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Nach § 8 wird folgender § 8a eingeflugt:

.8 8a
Einsatz von Mietfahrzeugen aus einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen
Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens tiber den Européischen
Wirtschaftsraum

(1) Ein Unternehmer mit Sitz im Inland, der unter den Anwendungsbereich der
Verordnung (EG) Nr. 1071/20009 fallt, darf in einem anderen Mitgliedstaat der Européi-
schen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Européischen Wirtschaftsraums
ohne Fahrer gemietete und dort zugelassene Kraftfahrzeuge (Mietfahrzeuge), die ein-
schliel3lich Anh&nger ein zulassiges Gesamtgewicht von mehr als 2,5 Tonnen haben,
im gewerblichen Giterkraftverkehr nur einsetzen, soweit deren Anzahl eine Quote von
25 Prozent der Fahrzeugflotte des Unternehmers nicht Gbersteigt. Umfasst die Fahr-
zeudflotte des Unternehmers zwei bis vier Fahrzeuge, darf der Unternehmer ein ein-
zelnes Mietfahrzeug im Sinne des Satzes 1 einsetzen.

(2) Bemessungsgrundlage fiir die Fahrzeugflotte nach Absatz 1 ist die Anzahl der
Kraftfahrzeuge,

1. ber die das Unternehmen gemalf Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe g der Verordnung
(EG) Nr. 1071/2009 verfugt,

2. die am Tag des Beginns des Einsatzes des Mietfahrzeugs nach Absatz 1 Satz 1
gemal der Fahrzeug-Zulassungsverordnung im Inland zugelassen sind und

3. in der Verkehrsunternehmensdatei nach § 15 gespeichert sind.

(3) Ohne Fahrer gemietete Kraftfahrzeuge, die im Inland zugelassen sind, unter-
liegen nicht der Quotierung nach Absatz 1 Satz 1.”

8 9 wird wie folgt gefasst:

” § 9
Berechtigungs- und Versicherungsfreiheit

Der Werkverkehr bedarf keiner guterkraftverkehrsrechtlichen Berechtigung. Es be-
steht keine Versicherungspflicht nach § 7a.”

§ 11 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geandert:
a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»1. in- und ausldndische Unternehmer des gewerblichen Giiterkraftverkehrs und
alle anderen am Beférderungsvertrag Beteiligten, die Rechtsvorschriften Giber
die Beforderung von Gitern auf der Stral3e beachten,".

b) In Nummer 3 Buchstabe m werden die Worter ,zur Guterbeférderung” gestrichen.

§ 12 wird wie folgt ge&ndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
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b)

d)

f)

9)

h)

aa) In Satz 2 wird das Wort ,Beauftragten” durch das Wort ,Vollzugskrafte* er-
setzt.

bb) In Satz 3 wird das Wort ,Beauftragten” durch das Wort ,Vollzugskraften® er-
setzt.

In Absatz 2 werden die Worter ,.kbnnen Beauftragte des Bundesamtes auf Antrag
eines Landes" durch die Worter ,und von Rechtsvorschriften der Europaischen
Union uber die technische Unterwegskontrolle von Nutzfahrzeugen, die am Stra-
Renverkehr teilnehmen, kénnen Vollzugskrafte des Bundesamtes” ersetzt.

Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefiigt:

»(2a) In Austibung der in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 genannten Befugnisse
darf das Bundesamt durch den Einsatz technischer Mittel automatisiert Bilder von
Kraftfahrzeugen zur Giterbeférderung und Kraftomnibussen und deren Kennzei-
chen sowie Ort, Datum, Uhrzeit und Fahrtrichtung erheben, speichern und verwen-
den ohne Erfassung der Fahrzeuginsassen. Die nach Satz 1 erhobenen Daten
sind sofort zu l6schen,

1. sobald das betreffende Fahrzeug nicht nach Absatz 1 Satz 2 unmittelbar an-
gehalten wird oder

2. sobald nach Abschluss der Kontrolle des betreffenden Fahrzeugs keine hin-
reichenden tatsachlichen Anhaltspunkte dafir vorliegen, dass eine Zuwider-
handlung gegen die in Absatz 6 oder § 11 Absatz 2 Nummer 1 oder 3 genann-
ten Rechtsvorschriften begangen worden ist.

Die nach Satz 1 erhobenen Daten dirfen in anonymisierter Form fir statistische

Zwecke verwendet werden. Die Vorschriften der § 7 Absétze 2 bis 3a und § 9 Ab-

satze 3 bis 5a des Bundesfernstrallenmautgesetzes bleiben unberihrt.”

In Absatz 3 wird das Wort ,Beauftragten“ durch das Wort ,Vollzugskrafte* ersetzt.

In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort ,Beauftragte” durch das Wort ,Vollzugskrafte*
ersetzt.

In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort ,Beauftragten® durch das Wort ,Vollzugskraften®
ersetzt.

Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In Nummer 1 wird nach der Angabe ,273," die Angabe ,276a" und ein Komma
eingefigt.

bb) In Nummer 3 wird nach der Angabe ,§ 24" die Angabe ,Absatz 1" gestrichen.

cc) In Nummer 5 werden die Worter ,Tierschutzgesetzes oder” durch das Wort
.rierschutzgesetzes,” ersetzt.

dd) In Nummer 6 wird das Komma durch das Wort ,oder” ersetzt.
ee) Nach Nummer 6 wird folgende Nummer 7 eingefligt:
.7- 8817 bis 19 des AuRenwirtschaftsgesetzes,".

In Absatz 7 werden die Worter ,kdnnen das Bundesamt oder die nach § 21a zu-
standigen Behdérden® durch die Worter ,kann das Bundesamt” ersetzt.
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Folgende Absatze 8 und 9 werden angeflgt:

»(8) Das Bundesamt kann Auskunft verlangen von demjenigen, der geschéfts-
mafig eigene oder fremde digitale Dienste nach 8 1 Absatz 4 Nummer 1 des Digi-
tale-Dienste-Gesetzes zur Nutzung bereithalt oder den Zugang zur Nutzung ver-
mittelt, Gber Bestandsdaten nach § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Telekommunikation-
Digitale-Dienste-Datenschutz-Gesetzes. Die Auskunft nach Satz 1 darf nur ver-
langt werden, sofern im Einzelfall bei der Vero6ffentlichung von Angeboten oder
WerbemalRnahmen ohne Angabe von Name und Anschrift tatséachliche Anhalts-
punkte fur ungenehmigten Guterkraftverkehr vorliegen und die zu erhebenden Da-
ten zur Identifizierung des Auftraggebers erforderlich sind, um ungenehmigten G-
terkraftverkehr aufzudecken. Die rechtlichen und tatsichlichen Grundlagen des
Auskunftsverlangens nach Satz 1 sind aktenkundig zu machen. Der auf Grund ei-
nes Auskunftsverlangens nach Satz 1 Verpflichtete hat die zur Auskunftserteilung
erforderlichen Daten unverziglich und vollstédndig auf Anordnung des Bundesam-
tes zu Ubermitteln. Das Bundesamt darf die in Satz 1 genannten Daten zu den in
Satz 2 genannten Zwecken erheben, speichern und verwenden. Die Loschfristen
des § 19 Schwarzarbeitsbekampfungsgesetz gelten entsprechend. Das Bundes-
amt hat den Verpflichteten fir ihm erteilte Auskiinfte eine Entschadigung zu ge-
wéhren. Der Umfang der Entschadigung bemisst sich nach § 23 und Anlage 3 des
Justizvergitungs- und -entschadigungsgesetzes; die Vorschriften tiber die Verjah-
rung in 8 2 Absatz 1 und 4 des Justizvergutungs- und -entschadigungsgesetzes ist
entsprechend anzuwenden.

(9) Der nach den Absatzen 7 und 8 zur Auskunft Verpflichtete kann die Aus-
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der
in 8 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angeho-
rigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem
Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten aussetzen wirde."

15. § 13 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Das Bundesamt kann die Fortsetzung einer Fahrt untersagen, um eine im
Einzelfall bestehende Gefahr fur die 6ffentliche Sicherheit im Rahmen seiner Auf-
gaben nach § 11 Absatz 2 Nummer 1 und 3 sowie 8§ 12 Absatz 6 abzuwehren.”

Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

,1. ein Dokument oder ein Nachweis im Sinne des 8 7 Absatz 1 Satz 1 oder Ab-
satz 2 oder eine Erklarung nach § 7 Absatz 3

a) weder nach 8 7 Absatz 4 Satz 1 mitgefuihrt noch, sofern diese Moglich-
keit durch Rechtsvorschrift eingeraumt worden ist, nach § 7 Absatz 6
Satz 1 in einem elektronischen oder digitalisierten Format vorgehalten
wird oder

b) wedernach 8§ 7 Absatz 4 Satz 1 zur Prifung ausgehandigt noch bei Vor-
halten in einem elektronischen oder digitalisierten Format, sofern diese
Moglichkeit durch Rechtsvorschrift eingerdumt worden ist, nach 8 7 Ab-
satz 6 Satz 1 elektronisch zuganglich oder lesbar gemacht wird

oder*

16. § 14 Absatz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:



Drucksache 392/24 -12 -

17.

18.

»(1) Das Bundesamt hat die Entwicklung des Marktgeschehens im Verkehr zu be-
obachten und zu begutachten (Marktbeobachtung). Die Marktbeobachtung umfasst
den Eisenbahn- und StralRenguterverkehr, die Frachtschifffahrt, den Luftverkehr, den
gewerblichen Personenverkehr mit Kraftomnibussen sowie die Logistik. Mit der Markt-
beobachtung sollen Entwicklungen auf dem Verkehrs- und Logistikmarkt friihzeitig er-
kannt und die Rahmenbedingungen des Marktgeschehens analysiert werden. Es be-
steht keine Auskunftspflicht.

(2) Das Bundesamt hat dem Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr tber
den jeweiligen Stand der Entwicklung des Marktgeschehens, dessen Rahmenbedin-
gungen und die absehbare kinftige Entwicklung zu berichten. Es hat Daten aus dem
Verwaltungsvollzug sowie nach dem Bundesfernstrallenmautgesetz gespeicherte Da-
ten nach MaRgabe des § 9 Absatz 6 des BundesfernstraBenmautgesetzes aufzuberei-
ten und Studien und Marktanalysen zu erstellen oder zu betreuen, insbesondere kurz-
und mittelfristige Prognosen zum Gliter- und Personenverkehr.”

§ 14a Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

»1. der Verordnung (EU) 2023/2831 der Kommission vom 13. Dezember 2023 tber
die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der
Europaischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABI. L, 2023/2831, 15.12.2023)
und*.

§ 15 wird wie folgt ge&ndert:
a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

»8 15 Datei Uber Unternehmen des gewerblichen Giterkraftverkehrs und des ge-
werblichen Personenverkehrs mit Kraftomnibussen (Verkehrsunternehmensda-
tei); Verordnungsermachtigung®.

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Das Bundesamt fuhrt die Verkehrsunternehmensdatei tber alle im Inland nieder-
gelassenen Unternehmen des gewerblichen Giterkraftverkehrs und des gewerb-
lichen Personenverkehrs mit Kraftomnibussen, um unmittelbar feststellen zu kén-
nen, Uber welche giterkraftverkehrsrechtlichen Berechtigungen, Gemeinschaftsli-
zenzen nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 21. Oktober 2009 Uber gemeinsame Regeln fir den
Zugang zum grenziberschreitenden Personenkraftverkehrsmarkt und zur Ande-
rung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (ABI. L 300 vom 14.11.2009, S. 88; L 272
vom 16.10.2015, S. 15), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 517/2013 (ABI.
L 158 vom 10.6.2013, S. 1) geandert worden ist, sowie Genehmigungen nach dem
Personenbeférderungsgesetz zur Befdrderung von Personen mit Kraftomnibussen
im Linienverkehr oder im Gelegenheitsverkehr die jeweiligen Unternehmer verfi-
gen.”

c) In Absatz 2 werden die Wérter ,zustdndige Behdrde Gbermittelt* durch die Warter
»Zustandigen Behdrden und die Unternehmer Gbermitteln” ersetzt.

d) Absatz 4 wird wie folgt ge&ndert:
aa) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingefligt:
.2a. Beantwortung von Anfragen der fiir die Erteilung von Genehmigungen

von Rechtsgeschéaften oder Handlungen nach § 8 des AulRenwirtschafts-
gesetzes zustandigen Behdrden zum Zwecke der Uberpriifung
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a) der Zuverlassigkeit des Antragstellers oder

b) der Anzahl der einem Antragsteller erteilten guterkraftverkehrsrecht-
lichen Berechtigungen, Gemeinschaftslizenzen nach Artikel 4 der
Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 sowie Genehmigungen nach dem
Personenbeférderungsgesetz zur Befdrderung von Personen mit
Kraftomnibussen im Linienverkehr oder im Gelegenheitsverkehr,*.

bb) In Nummer 5 wird das Wort ,und“ durch ein Komma ersetzt.

cc) In Nummer 6 wird nach den Wértern ,des Europaischen Wirtschaftsraumes*

ein Komma und die Wérter ,des Vereinigten Konigreichs* sowie nach den
Wortern ,des Guter- und Personenkraftverkehrsunternehmers” ein Komma
eingefigt.

dd) Nach Nummer 6 werden folgende Nummern 7 bis 9 eingefiigt:

» 7. zur Beantwortung von Anfragen zum Zweck der Vorbereitung und Durch-
fuhrung von Verkehrs-, Grenz- und Betriebskontrollen von hierfiir zustan-
digen Behdrden und Stellen,

8. zur Beantwortung von Anfragen zum Zweck der Vorbereitung und Durch-
fuhrung von Verkehrskontrollen von hierfir zustandigen Behérden und
Stellen eines anderen Mitgliedstaates der Européischen Union oder ei-
nes anderen Vertragsstaates des Abkommens Uber den Européischen
Wirtschaftsraum oder der Schweiz sowie

9. zur Beantwortung von Anfragen der Zollverwaltung und fir Mitteilungen
an die Zollverwaltung zu Zwecken der ordnungsgemafien Erhebung der
Kraftfahrzeugsteuer*.

e) Absatz 7 wird wie folgt gefasst:

»(7) Das Bundesministerium fur Digitales und Verkehr wird ermé&chtigt, durch

Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Einzelheiten der Fihrung
der Verkehrsunternehmensdatei zu regeln, insbesondere

1.

das Nahere zu den in der Verkehrsunternehmensdatei zu speichernden Daten
einschliellich der Angaben zur Identifizierung der Unternehmen, der Inhaber,
der geschaftsfihrungs- und vertretungsberechtigten Gesellschafter, der ge-
setzlichen Vertreter sowie Verkehrsleiter,

im Einzelfall von § 15 Absatz 6 abweichende Fristen fir die Loschung von in
der Verkehrsunternehmensdatei gespeicherten Daten zu bestimmen,

das N&here zur Veroffentlichung des allgemein zuganglichen Teils der Datei,

das Nahere zum Verfahren der Ubermittlung von Daten an und durch das Bun-
desamt,

das Nahere Uber Zugriffsrechte und das Verfahren der Erteilung von Auskiinf-
ten,

das Nahere zur Verantwortung fur den Inhalt der Verkehrsunternehmensdatei
und die Datenpflege,

zu den erforderlichen technischen und organisatorischen MalRnahmen des
Bundesamtes nach den Artikeln 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679



Drucksache 392/24 -14 -

des Européaischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz
natlrlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016,
S. 72;L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung sowie

8. zu den Protokollierungspflichten des Bundesamtes.*

19. § 16 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

d)

e)

f)

Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:

»8 16 Datei Uiber abgeschlossene Bul3geldverfahren; Verordnungserméachtigung*.
Absatz 2a wird wie folgt geandert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.unter der Voraussetzung, dass die Ordnungswidrigkeit in einem Unterneh-
men mit Sitz im Inland begangen wurde und die Geldbul3e bis zu zweihundert
Euro betragt, gilt zum Zwecke der Beurteilung der Zuverlassigkeit des Unter-
nehmers und der Verkehrsleiter Absatz 1 entsprechend fiir abgeschlossene
BulR3geldverfahren wegen Zuwiderhandlungen, die aufgefiihrt sind in Anhang
| der Verordnung (EU) 2016/403 der Kommission vom 18. Marz 2016 zur Er-
ganzung der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europaischen Parlaments
und des Rates in Bezug auf die Einstufung schwerwiegender Versto3e gegen
die Unionsvorschriften, die zur Aberkennung der Zuverlassigkeit der Kraftver-
kehrsunternehmer fiihren konnen, sowie zur Anderung von Anhang Il der
Richtlinie 2006/22/EG des Européaischen Parlaments und des Rates (ABI. L
74 vom 19.3.2016, S. 8), die zuletzt durch die Durchfiihrungsverordnung (EU)
2022/694 (ABI. L 129 vom 2.5.2022, S. 22) geandert worden ist.”

bb) Satz 3 wird aufgehoben.
Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

.,(3) Zur Uberpriifung der Zuverlassigkeit des Unternehmers oder der Ver-
kehrsleiter erhalten die nach Landesrecht zustandigen Behdrden Auskunft aus der

Datei Uber abgeschlossene Bul3geldverfahren, soweit dies zur Erfillung dieser
Aufgabe erforderlich ist.”

In Absatz 4 Nummer 1 werden die Worter ,in- und auslandische” durch das Wort
,auslandische" ersetzt.

In Absatz 6 Satz 1 werden nach den Wodrtern ,Eine Ubermittlung“ die Worter ,nach
Absatz 4 Nummer 1la und 2 eingefigt.

Folgender Absatz 9 wird angeflgt:
»(9) Das Bundesministerium fur Digitales und Verkehr wird ermé&chtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Einzelheiten zur Fihrung

der Datei Uber abgeschlossene Bul3geldverfahren zu regeln, insbesondere

1. zum Verfahren der Ubermittlung von Daten an und durch das Bundesamt nach
den Absatzen 2 und 2a,

2. Uber Zugriffsrechte und das Verfahren der Erteilung von Auskiinften,
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3. zu den erforderlichen technischen und organisatorischen MalRnahmen des
Bundesamtes nach den Artikeln 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679
sowie

4. zu den Protokollierungspflichten des Bundesamtes.”

20. Nach § 16 wird folgender § 16a eingefugt:

.8 16a
Risikoeinstufungssystem; Verordnungsermachtigung

(1) Jedes Unternehmen mit Sitz im Inland wird nach der relativen Anzahl und
Schwere der ihm zuzurechnenden Verst63e nach Anhang | der Verordnung (EU)
2016/403, Anhang Il der Richtlinie 2006/22/EG und Anhang IV der Verordnung (EG)
Nr. 1071/2009 eingestuft (allgemeine Risikoeinstufung). Das Risikoeinstufungssystem
wird vom Bundesamt betrieben.

(2) Die allgemeine Risikoeinstufung eines Unternehmens erfolgt nach MalRgabe
der Bestimmungen der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2022/695 der Kommission vom
2. Mai 2022 zur Festlegung von Regeln fir die Anwendung der Richtlinie 2006/22/EG
des Europdaischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der gemeinsamen Formel fuir
die Berechnung der Risikoeinstufung von Verkehrsunternehmen (ABI. L 129 vom
3.5.2022, S. 33). Haufigkeit und Intensitat von Verkehrs-, Grenz- und Betriebskontrol-
len sind abhangig von der allgemeinen Risikoeinstufung eines Unternehmens.

(3) Zum Zwecke der allgemeinen Risikoeinstufung eines Unternehmens tbermit-
teln dem Bundesamt

1. die nach Landesrecht zustandigen Behorden unverziglich nach Eintritt der
Rechtskraft einer Bul3geldentscheidung oder einer strafrechtlichen Verurteilung,
die aufgrund eines oder mehrerer in diesem Unternehmen begangener Verstol3e
ergangen ist, die in Anhang | der Verordnung (EU) 2016/403, Anhang Il der Richt-
linie 2006/22/EG oder Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 aufgefuhrt
sind, die Anzahl der bei einer Einzelkontrolle kontrollierten Fahrzeuge, Anzahl und
Schwere der VersttRe, das Datum der Entscheidung und des Eintritts ihrer
Rechtskraft sowie die entscheidende Stelle samt Geschaftsnummer oder Akten-
zeichen,

2. die nach Bundes- oder Landesrecht fur Kontrollen zustandigen Behdrden unver-
zuglich, sobald sie dartiber verfligen, Informationen Uber Fahrzeugkontrollen, bei
denen keine in Anhang | der Verordnung (EU) 2016/403, Anhang lIl der Richtlinie
2006/22/EG und Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 aufgefuhrten Ver-
stol3e festgestellt worden sind, und Uber die Anzahl der bei der Kontrolle kontrol-
lierten Fahrzeuge sowie

3. die Aufsichtsbehdrden nach § 4 des Fahrpersonalgesetzes unverziglich, sobald
sie daruber verfiigen, die Feststellung, dass die gesamte Fahrzeugflotte eines Un-
ternehmens mit dem intelligenten Fahrtenschreiber im Sinne des Artikels 2 Satz 2
Nummer 7 der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2016/799 der Kommission vom 18.
Méarz 2016 zur Durchfuhrung der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 (ABI. L 139 vom
26.5.2016, S. 1; L 146 vom 3.6.2016, S. 31; L 27 vom 1.2.2017, S. 169), die zuletzt
durch die Durchfuhrungsverordnung (EU) 2023/980 (ABI. L134, vom 22.5.2022,
S. 28) geandert worden ist, ausgerustet ist.
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21.

Das Bundesamt darf die in Satz 1 genannten Daten zu demin Satz 1 genannten Zweck
erheben, speichern und verwenden. Die Daten sind mit Ablauf von zwei Jahren ab dem
Tag der Speicherung automatisiert zu ldschen.

(4) Das Bundesministerium fur Digitales und Verkehr wird ermachtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Einzelheiten zur Fihrung des
Risikoeinstufungssystems zu regeln, insbesondere

1. zu den erforderlichen technischen und organisatorischen Malinahmen des Bun-
desamtes nach den Artikeln 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 sowie

2. zu den Protokollierungspflichten des Bundesamtes.*
§ 17 wird wie folgt ge&ndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Das Bundesamt ist nationale Kontakistelle nach Artikel 18 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 sowie nach Artikel 3a Absatz 2 der Richtlinie
2006/1/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 18. Januar 2006
Uber die Verwendung von ohne Fahrer gemieteten Fahrzeugen im Guterkraftver-
kehr (ABI. L 33 vom 4.2.2006, S. 82), die durch die Richtlinie (EU) 2022/738 (ABI.
L 137 vom 16.5.2022, S. 1) geandert worden ist.”

b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Das Bundesamt Ubermittelt als nationale Kontaktstelle Daten Uber Verstof3e
nach den Anhang | der Verordnung (EU) 2016/403, Anhang lll der Richtlinie
2006/22/EG und Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009, die in einem
Guter- oder Personenkraftverkehrsunternenmen mit Sitz in einem anderen
Mitgliedstaat der Européischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat
des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraums oder des Vereinig-
ten Konigreichts oder der Schweiz begangen wurden, von Amts wegen an die
nationale Kontaktstelle des Niederlassungsstaates.”

bb) Folgende Satze werden angefiigt:

.Das Bundesamt darf die in Satz 1 genannten Daten zum Zwecke der Risi-
koeinstufung nach Artikel 9 der Richtlinie 2006/22/EG und der Uberpriifung
der Zuverlassigkeit nach Artikel 6 Absatz2 der Verordnung (EG)
Nr. 1071/2009 erheben, speichern und verwenden und hat die Daten unver-
zuglich nach ihrer Ubermittlung zu l6schen. Die in Satz 3 genannten Daten
darf das Bundesamt zum Zwecke der Uberpriifung der Zuverlassigkeit nach
Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 erheben, speichern
und verwenden und hat sie unverziiglich nach ihrer Ubermittlung zu I6schen.*

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefugt:

»(2a) Das Bundesamt hat als nationale Kontaktstelle Informationen tiber Kon-
trollen von Nutzfahrzeugen, die von einem Giter- oder Personenkraftverkehrsun-
ternehmen mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union oder
in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens uber den Européischen Wirt-
schaftsraum oder der Schweiz eingesetzt worden sind, bei denen keine in Anhang
| der Verordnung (EU) 2016/403, Anhang Il der Richtlinie 2006/22/EG oder An-
hang IV der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 genannten Verstol3e festgestellt wor-
den sind, von Amts wegen an die nationale Kontaktstelle des
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e)
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Niederlassungsstaates zu Ubermitteln. Hierzu haben die nach Bundes- oder Lan-
desrecht fiir Kontrollen zustandigen Behdérden dem Bundesamt die erforderlichen
Informationen zu Ubermitteln. Das Bundesamt darf die in Satz 1 genannten Daten
zum Zwecke der Risikoeinstufung erheben, speichern und verwenden und hat die
Daten unverzuglich nach ihrer Ubermittiung an die nationale Kontaktstelle des Nie-
derlassungsmitgliedstaates zu ldschen.”

Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.Das Bundesamt Ubermittelt als nationale Kontaktstelle Mitteilungen aus an-
deren Mitgliedstaaten der Europdischen Union oder aus anderen Vertrags-
staaten des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum oder dem
Vereinigten Konigreich oder der Schweiz tUber Verstol3e nach den Anhang |
der Verordnung (EU) 2016/403, Anhang Il der Richtlinie 2006/22/EG und An-
hang IV der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009, die in einem Guter- oder Perso-
nenkraftverkehrsunternehmen mit Sitz im Inland begangen wurden, von Amts
wegen an die jeweils zustandige Erteilungsbehdrde und speichert sie im Risi-
koeinstufungssystem nach § 16a."

bb) Folgende Satze werden angefiigt:

.Das Bundesamt darf die in Satz 1 genannten Daten zum Zwecke der Risi-
koeinstufung nach Artikel 9 der Richtlinie 2006/22/EG und der Uberpriifung
der Zuverlassigkeit nach Artikel 6 Absatz2 der Verordnung (EG)
Nr. 1071/2009 und die in Satz 2 genannten Daten zum Zwecke der Mitteilung
Uber ergriffene VerwaltungsmalRnahmen nach Artikel 12 Absatz 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1072/2009 und nach Artikel 22 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1073/2009 erheben, speichern und verwenden. Das Bundesamt hat die in
Satz 1 genannten Daten, die zum Zwecke der Uberpriifung der Zuverlassig-
keit nach Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 gespeichert
worden sind sowie die in Satz 2 genannten Daten unverziiglich nach ihrer je-
weiligen Ubermittlung zu loschen. Fur die Léschung der nach Satz 1 zum Zwe-
cke der Risikoeinstufung gespeicherten Daten nach Artikel 9 der Richtlinie
2006/22/EG qilt § 16a Absatz 3 Satz 3.”

Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefugt:

»(3a) Mitteilungen, die das Bundesamt als nationale Kontaktstelle aus anderen
Mitgliedstaaten der Européischen Union oder aus anderen Vertragsstaaten des
Abkommens uber den Europaischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz erhalt
Uber Kontrollen von Nutzfahrzeugen, die von einem Giter- oder Personenkraftver-
kehrsunternehmen mit Sitz im Inland eingesetzt worden sind, bei denen keine in
Anhang | der Verordnung (EU) 2016/403, Anhang lll der Richtlinie 2006/22/EG
oder Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 genannten Verstol3e festge-
stellt worden sind, speichert das Bundesamt im Risikoeinstufungssystem nach
§ 16a.”

Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

aa) Nach den Wortern ,Europdischen Wirtschaftsraum oder* werden jeweils die
Warter ,des Vereinigten Koénigreichs oder” eingeflgt.

bb) Folgender Satz wird angefuigt:

,!Das Bundesamt darf die in Satz 1 und 2 genannten Daten zum Zwecke der
Uberprifung der Zuverlassigkeit nach MalRgabe des Artikels 6 Absatz 2 und
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des Artikels 14 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 erheben, speichern und
verwenden und hat die Daten unverziiglich nach ihrer jeweiligen Ubermittlung
zu loschen.”

g) In Absatz 5 Satz 1 werden nach den Wodrtern ,Européischen Wirtschaftsraum o-
der* die Worter ,des Vereinigten Kdnigreichs oder” eingefiigt.

22. 819 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geé&ndert:
aa) Nummer 1b wird wie folgt gefasst:

»1b. ohne Gemeinschaftslizenz nach § 3 Absatz 1 gewerblichen Guterkraft-
verkehr durchfuhrt,”.

bb) Nummer 1c wird aufgehoben.
cc) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
»2. einer Rechtsverordnung nach

a) 8 3 Absatz 7 Nummer 3 bis 5 oder § 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1,
1a, 2 oder 4 oder Absatz 5 Nummer 1 oder 1a oder

b) § 15 Absatz 7 Nummer 4 oder
einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsver-
ordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung fiir einen be-
stimmten Tatbestand auf diese BuRgeldvorschrift verweist,".
dd) Nach Nummer 2 werden folgende Nummern 2a bis 2c eingeflgt:
L,2a. ohne Gemeinschaftslizenz nach § 5 Absatz 1 Nummer 1, auch in Verbin-
dung mit Absatz 3, oder ohne Genehmigung oder Lizenz nach 8 5 Ab-

satz 1 Nummer 2 bis 5 gewerblichen Guterkraftverkehr durchfiihrt,

2b. ohne Lizenz nach § 6 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2,
gewerblichen Guterkraftverkehr durchfiihrt,

2c. entgegen 8§ 6 Absatz 2 Satz 1 eine Beforderung durchfihrt,”.

ee) In Nummer 3 wird die Angabe ,Satz 3“ durch die Woérter ,Absatz 2, auch in
Verbindung mit § 6 Absatz 4, ersetzt.

ff) In den Nummern 4a und 4b wird jeweils die Angabe ,Absatz 1a“ durch die
Angabe ,Absatz 3" ersetzt.

gg) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
.D. entgegen
a) 87 Absatz 4 Satz 1 oder

b) §7 Absatz5
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ein dort genanntes Dokument, einen dort genannten Nachweis, eine dort
genannte Erklarung, einen Pass, Passersatz oder Ausweisersatz nicht
mitfihrt oder nicht oder nicht rechtzeitig aushandigt,"”.
hh) Nach Nummer 6e wird folgende Nummer 6f eingefugt:
,0f. entgegen § 8a Absatz 1 Satz 1 ein Kraftfahrzeug einsetzt,”.
b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Im Wortlaut vor Nummer 1 werden nach der Angabe ,(ABIl. L 300 vom
14.11.2009, S. 72)* ein Komma und die Wérter ,die zuletzt durch die Verord-
nung (EU) 2020/1055 (ABI. L 249 vom 31.7.2020, S. 17) ge&dndert worden ist,”
eingefigt.
bb) In Nummer 2 wird am Ende das Wort ,oder” durch ein Komma ersetzt.
cc) In Nummer 3 wird der Punkt durch das Wort ,oder” ersetzt.
dd) Folgende Nummer 4 wird angeflugt:
»4. entgegen Artikel 8 Absatz 2a eine Kabotagebefdrderung durchfuhrt.”
c) Absatz 7 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe ,Absatzes 1 Nr. 1b, 12,“ durch die Woarter ,,Absatzes
1 Nummer 1b, 6f, 12" sowie das Wort ,fliinftausend”“ durch das Wort ,zehntau-

send” ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worter ,aul3erhalb des raumlichen Geltungsbereiches
dieses Gesetzes" durch die Worter ,im Ausland” ersetzt.

Nach § 19 wird folgender § 19a eingeflugt:

.8 19a
BulR3geldkatalog; Verordnungserméachtigung

(1) Das Bundesministerium fir Digitales und Verkehr wird erméachtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vorschriften zu erlassen tber

1. die Erteilung einer Verwarnung nach § 56 des Gesetzes Uiber Ordnungswidrigkei-
ten wegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 19 Absatz 1 bis 6,

2. Regelsétze fur Geldbulzen wegen einer Ordnungswidrigkeit nach 8 19 Absatz 1 bis
6,

3. die Bewertung von vorsétzlich oder fahrlassig begangenen Ordnungswidrigkeiten
nach 8 19 Absatz 1 bis 6 im Hinblick auf deren Schweregrad zur Erfassung bei der
Risikoeinstufung nach 8§ 16a.

(2) Inder Rechtsverordnung nach Absatz 1 ist unter Berticksichtigung der Bedeu-
tung der Ordnungswidrigkeit zu bestimmen, in welchen Fallen, unter welchen Voraus-
setzungen und in welcher H6he das Verwarnungsgeld zu erheben oder die Geldbul3e
festzusetzen ist, und wie sich die Ordnungswidrigkeit auf die Risikoeinstufung eines
Kraftverkehrsunternenmers auswirkt.”
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24. In § 20 wird jeweils das Wort ,Beauftragten” durch das Wort ,Vollzugskréafte” ersetzt.

25.

26.

27.

28.

In § 21 Absatz 3 wird die Angabe ,8 19 Absatz 1" durch die Warter ,§ 19 Absatz 1 Num-
mer 2 Buchstabe b," ersetzt.

Dem § 21a wird folgender Absatz 4 angefigt:

chend.”

»(4) Furdie nach Absatz 1 zustindigen Behdrden gilt 8 12 Absatz 7 und 8 entspre-

In § 22 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort ,Energie” durch das Wort ,Klimaschutz* und die
Warter ,Verkehr und digitale Infrastruktur” durch die Wérter ,Digitales und Verkehr* er-
setzt.

§ 23 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geandert:

a)

b)

c)

Im einleitenden Satzteil werden die Woérter ,Verkehr und digitale Infrastruktur®
durch die Worter fur Digitales und Verkehr* ersetzt.

Nach Nummer 1a wird folgende Nummer 1b eingeflgt:

»1b. fur die Durchfiihrung internationaler Abkommen das nationale Verfahren fur
die Erteilung und Verwendung elektronisch erteilter Genehmigungen und die
Verwaltung des deutschen CEMT-Genehmigungskontingents im Rahmen ei-
nes von der Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung betriebenen IT-Systems geregelt wird, insbesondere

a)

b)

e)

die Festlegung einer nationalen Kontaktstelle und deren administrativer
Aufgaben im Rahmen der Teilnahme am multilateralen Genehmigungs-
system,

die an das System zu tGibermitteInden und aus dem System abzurufenden
Daten,

die Festlegung und Verwaltung von Zugriffsrechten fir Unternehmer und
staatliche Stellen,

die Regelungen zu den erforderlichen technischen und organisatori-
schen MalRnahmen des Bundesamtes nach den Artikeln 24, 25 und 32
der Verordnung (EU) 2016/679,

die Regelungen zu den Protokollierungspflichten des Bundesamtes®.

In Nummer 3 wird das Wort ,und“ durch ein Komma ersetzt.

d) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3a eingeflugt:

»3a. Marktstorungen im Bereich des innerstaatlichen Stral3enguterverkehrs einge-
dammt oder beseitigt werden, sofern die Mitgliedstaaten der Europaischen
Union nach Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 zur Ergreifung der
dort genannten MalRnahmen befugt sind, unter Beachtung der dort ndher be-
zeichneten Voraussetzungen und*.

29. Folgender § 24 wird angefugt:
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.8 24

Erlaubnis nach § 3 in der am ... [Einsetzen: Tag vor Inkrafttreten des Gesetzes] gelten-

30.

den Fassung

Eine Erlaubnis, die nach § 3 in der am ... [Einsetzen: Tag vor Inkrafttreten des
Gesetzes] geltenden Fassung zur Durchfiihrung gewerblichen Guterkraftverkehrs im
Inland berechtigt, bleibt bis zum Ablauf ihrer Befristung guiltig. § 3 Absatz 3 und 5 in der
am ... [Einsetzen: Tag vor Inkrafttreten des Gesetzes] geltenden Fassung ist anzuwen-
den. Eine unbefristete Erlaubnis bleibt bis zum Ablauf des ... [Einsetzen: Angabe des
Tages und des Monats des Inkrafttretens sowie die Jahreszahl des zehnten auf das
Inkrafttreten folgenden Jahres] gultig.”

In 8 10 Absatz 2, § 17 Absatz 7, 8§ 17a, 22 Absatz 2 Satz 2 und 4 und § 23 Absatz 2,
4 Satz 1 und 2 und Absatz 5 werden jeweils die Worter ,Verkehr und digitale Infrastruk-
tur® durch die Wérter ,Digitales und Verkehr* ersetzt.

Artikel 2

Anderung des Personenbeférderungsgesetzes

Das Personenbeférderungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. August

1990 (BGBI. I S. 1690), das zuletzt durch Artikel 7 Absatz 4 des Gesetzes vom 11. April
2024 (BGBI. 2024 | Nr. 119) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

In § 15 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort ,schriftlich” die Woérter ,oder in elektro-
nischer Form mit einer dauerhaft Gberprifbaren Signatur nach 8§ 37 Absatz 4 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes* eingefigt.

§ 16 wird wie folgt ge&ndert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Woérter ,Absatz 3 Satz 2 und“ gestrichen.

b) In Absatz 2 Satz 3 werden nach den Wortern ,Artikels 4 Absatz 3 Satz 2 die War-
ter ,oder Absatz 4“ eingeflgt.

§ 20 Absatz 2 wird wie folgt ge&ndert:
a) Satz 1 wird aufgehoben.

b) In dem neuen Satz 1 wird das Wort ,Sie" durch die Warter ,Die einstweilige Er-
laubnis” ersetzt.

In § 25a werden die Satze 3 und 4 wie folgt gefasst:
»Auf Antrag ist dem Unternehmer oder dem Verkehrsleiter die Fiihrung von Personen-
kraftverkehrsgeschéaften von der Behorde, die die Filhrung von Personenkraftverkehrs-

geschaften untersagt hat, wieder zu gestatten, wenn

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine Unzuverlassigkeit im Sinne des
Satzes 1 nicht mehr vorliegt, und

2. der Betroffene eine Prifung nach Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1071/2009 bestanden hat.
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Die Wiederaufnahme der Fihrung von Personenkraftverkehrsgeschéften kann nicht
vor Ablauf eines Jahres nach Bestandskraft der Untersagungsverfigung gestattet wer-
den.”

5. In 8§ 54b Satz 2 werden die Worter ,Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe b“ durch die Worter
LJArtikel 6 Absatz 2a“ ersetzt.

6. In 857 Absatz 2 Satz 2 werden die Worter ,Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicher-
heit* durch die Woérter ,Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucher-
schutz" ersetzt.

7. In 8 3b Absatz 1 Nummer 4 und Absatz 5, § 3c Absatz 3, § 11 Absatz 4 Satz 2, § 29
Absatz 2, § 52 Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 2, § 53 Absatz 2
Satz 1, § 55 Satz 1, § 57 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 2 und Absatz 6 Satz 1 und 3
und § 66 Absatz 1 Satz 1 und 2 werden jeweils die Worter ,,Verkehr und digitale Infra-
struktur® durch die Wérter ,Digitales und Verkehr” ersetzt.

Artikel 3

Folgeanderungen

(1) In 87 Absatz 4 Satz 2 des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes vom 26. No-
vember 2020 (BGBI. | S. 2575), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. August
2023 (BGBI. 2023 | Nr. 218) geandert worden ist, werden die Worter ,§ 6 Satz 2 Nummer 2
oder 3" durch die Worter ,,§ 1 Absatz 5 Nummer 2 oder 3" ersetzt.

(2) Die Berufszugangsverordnung fir den Giterkraftverkehr vom 21. Dezember 2011
(BGBI. I S. 3120), die zuletzt durch Artikel 7 Absatz 6 des Gesetzes vom 11. April 2024
(BGBI. 2024 | Nr. 119) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In 8 11 Absatz 3 werden nach dem Wort ,Erlaubnis” die Worter ,nach § 3 in der am ...
[Einsetzen: Tag vor Inkrafttreten des Gesetzes] geltenden Fassung” eingefigt.

2. In 8§ 12 werden im einleitenden Satzteil die Worter .8 19 Absatz 1 Nummer 2“ durch die
Worter ,8 19 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a“ ersetzt.

(3) Die Verordnung uber den grenziiberschreitenden Guterkraftverkehr und den Ka-
botageverkehr vom 28. Dezember 2011 (BGBI. 2012 | S. 42), die zuletzt durch Artikel 29
des Gesetzes vom 2. Marz 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 56) geandert worden ist, wird wie folgt
geandert:

1. In 8§ 1 Absatz 1 werden die Nummern 1 bis 4 aufgehoben.
2. 84 wird wie folgt geéndert:

a) InAbsatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden die Wérter ,im Sinne des § 3 des Giiterkraft-
verkehrsgesetzes"” durch die Woérter ,nach § 3 Absatz 2 des Guterkraftverkehrsge-
setzes in der am ... [Einsetzen: Tag vor Inkrafttreten des Gesetzes] geltenden Fas-
sung” ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort ,Erlaubnis” die Worter ,nach 8§ 3 Ab-
satz 2 des Guterkraftverkehrsgesetzes in der am ... [Einsetzen: Tag vor Inkrafttre-
ten des Gesetzes] geltenden Fassung” eingefigt.
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c) In Absatz 3 Satz 2 werden die Woérter ,nach 8 3 des Guterkraftverkehrsgesetz er-
forderliche Erlaubnis* durch die Worter ,erforderliche Gemeinschaftslizenz nach
§ 3 Absatz 1 des Giuterkraftverkehrsgesetzes oder Erlaubnis nach § 3 Absatz 2
des Guterkraftverkehrsgesetzes in der am ... [Einsetzen: Tag vor Inkrafttreten des
Gesetzes] geltenden Fassung* ersetzt.

d) Absatz 5 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
.2. 83 Absatz 4 und“.
8 7 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 4 werden nach dem Wort ,Erlaubnis” die Worter ,nach 8§ 3 Ab-
satz 2 des Guterkraftverkehrsgesetzes in der am ... [Einsetzen: Tag vor Inkrafttre-
ten des Gesetzes] geltenden Fassung” eingefigt.

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Woérter ,nach 8 3 des Giiterkraftverkehrsgesetz er-
forderliche Erlaubnis* durch die Worter ,erforderliche Gemeinschaftslizenz nach
§ 3 Absatz 1 des Giuterkraftverkehrsgesetzes oder Erlaubnis nach § 3 Absatz 2
des Guterkraftverkehrsgesetzes in der am ... [Einsetzen: Tag vor Inkrafttreten des
Gesetzes] geltenden Fassung* ersetzt.

c) Absatz 4 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
.2. 83 Absatz 4 und“.

In § 8 Satz 2 werden die Warter ,nach 8§ 3 des Giterkraftverkehrsgesetz erforderliche
Erlaubnis® durch die Worter ,erforderliche Erlaubnis nach § 3 Absatz 2 des Guterkraft-
verkehrsgesetzes in der am ... [Einsetzen: Tag vor Inkrafttreten des Gesetzes] gelten-
den Fassung" ersetzt.

In 8 9 werden die Woérter ,Berechtigung nach § 6 Satz 2 Nummer 1 bis 3a des Giiter-
kraftverkehrsgesetztes” durch die Worter ,in 8 5 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 des Giiter-
kraftverkehrsgesetz genannte guterkraftverkehrsrechtliche Berechtigung® ersetzt.

In 8 25 werden im einleitenden Satzteil die Worter ,8 19 Absatz 1 Nummer 2“ durch die
Worter ,8 19 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a“ ersetzt.

(4) 87 Absatz5 Satz 3 Bundesfernstrallenmautgesetz vom 12. Juli 2011 (BGBI. |

S. 1378), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. November 2023 (BGBI. 2023 |
Nr. 315) geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

,Sofern fur Fahrten eine guterkraftverkehrsrechtliche Berechtigung im Sinne des 8 1 Ab-
satz 5 des Guterkraftverkehrsgesetzes, ein Nachweis lber die Beschaftigung und die Ta-
tigkeiten des Fahrpersonals auf Kraftfahrzeugen oder ein Nachweis der Erfullung bestimm-
ter Technik-, Sicherheits- und Umweltanforderungen fur das Kraftfahrzeug vorgeschrieben
ist, gilt Satz 2 entsprechend.”

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Mit dem Gesetz werden die Normen des GUKG an die gednderten unionsrechtlichen Vor-
schriften zum Berufs- und Marktzugang, sowie die Normen des Personenbeftérderungsge-
setzes allein zum Berufszugang angepasst. Insbesondere erfolgen Anpassungen an das
im Rahmen des so genannten Mobilitatspakets | geanderte Unionsrecht (Verordnung (EU)
2020/1055)". Dieses hat die das Guterkraftverkehrs- und Personenbeforderungsrecht pra-
gende Verordnung zum Berufszugang (Verordnung (EG) Nr. 1071/2009)® sowie die zum
Marktzugang des Guterkraftverkehrsrechts bezogene Verordnung (EG) Nr. 1072/2009° ge-
andert. Erforderlich wurden umfassende Anderungen fiir die Risikoeinstufung von Kraftver-
kehrsunternehmen. Dezentrale Landerldsungen werden zugunsten eines auf der unions-
rechtlich harmonisierten Berechnungsformel basierenden zentralen Risikoeinstufungssys-
tems abgeldst. Hierzu wird die Verkehrsunternehmensdatei nutzbar gemacht und die recht-
lichen Vorgaben fir die Verkehrsunternehmensdatei hinsichtlich der zu speichernden Da-
ten und des Zugriffs der Akteure gedndert. Die Anderungen werden durch Ermé&chtigungen
zum Erlass von Rechtsverordnungen mit dem Ziel der Vereinheitlichung der Ahndung von
VerstdfRen gegen giterkraftverkehrsrechtliche Vorschriften flankiert. Hierzu wird Artikel 9
der Richtlinie 2006/22/EG erneut umgesetzt.!? Zudem werden notwendige Anpassungen
im nationalen Recht an die durch die Richtlinie (EU) 2022/738') geanderte Richtlinie
2006/1/EG*? Uber die Verwendung von ohne Fahrer gemieteten Fahrzeugen im Guterkraft-
verkehrvorgenommen.

Fur den Fortbestand der nationalen Erlaubnis nach § 3 GUKG alte Fassung besteht auf-
grund der Moglichkeit zur Nutzung der unionsrechtlich harmonisierten Gemeinschaftslizenz
auch fur rein nationale Beférderungen, die unter den gleichen Voraussetzungen erteilt wird,
kein Bedarf. Neue Erlaubnisse sollen nicht ausgestellt werden, noch in Verkehr befindliche
— auch urspriinglich unbefristet erteilte — Erlaubnisse nach Ablauf einer Ubergangsfrist aus-
laufen.

Das Gesetz vollzieht dabei die oben genannten ge&nderten unionsrechtlichen Vorschriften
durch entsprechende Anpassungen im Guterkraftverkehrs- und

N Verordnung (EU) 2020/1055 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2020 zur An-
derung der Verordnungen (EG) Nr. 1071/2009, (EG) Nr. 1072/2009 und (EU) Nr. 1024/2012 im Hinblick
auf ihre Anpassung an die Entwicklungen im Kraftverkehrssektor (ABI. L 249 vom 31.7.2020, S. 17).

8) Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009
zur Festlegung gemeinsamer Regeln fur die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers und
zur Aufhebung der Richtlinie 96/26/EG des Rates (ABI. L 300 vom 14.11.2009, S. 51), die zuletzt durch
die Verordnung (EG) Nr. 2020/1055 (ABI. L 249 vom 31.7.2020, S. 17) geandert worden ist.

9) Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009
Uiber gemeinsame Regeln fir den Zugang zum Markt des grenziiberschreitenden Giiterkraftverkehrs
(ABI. L 300 vom 14.11.2009, S. 72), die zuletzt durch die Verordnung (EG) Nr. 2020/1055 (ABI. L 249
vom 31.7.2020, S. 17) geandert worden ist.

10) Richtlinie 2006/22/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Méarz 2006 tiber Mindest-
bedingungen fur die Durchfihrung der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EU) Nr. 165/2014 und
der Richtlinie 2002/15/EG (iber Sozialvorschriften fir Tatigkeiten im Kraftverkehr sowie zur Aufhebung
der Richtlinie 88/599/EWG des Rates (ABI. L 102 vom 11.4.20086, S. 35), die zuletzt durch die Richtlinie
(EU) 2020/1057 vom 15. Juli 2020 (ABI. L 249 vom 31.7.2020, S. 49) geandert worden ist.

) Richtlinie (EU) 2022/738 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 6. April 2022 zur Ande-
rung der Richtlinie 2006/1/EG lber die Verwendung von ohne Fahrer gemieteten Fahrzeugen im Gu-
terkraftverkehr (Abl. L 137 vom 16.5.2022, S. 1).

12) Richtlinie 2006/1/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 18.Januar 2006 uber die Ver-
wendung von ohne Fahrer gemieteten Fahrzeugen im Giiterkraftverkehr (ABI. L 33 vom 4.2.2006, S.
82), die zuletzt durch die Richtlinie (EU) 2022/738 (ABI. L 137 vom 16.5.2022) geéndert worden ist.
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Personenbeférderungsgesetz. Durch die Abschaffung der nationalen Erlaubnis ergeben
sich zahlreiche redaktionelle Anderungen; ferner werden an einigen Stellen Klarstellungen
vorgenommen. Mit der Anpassung von Ermachtigungsgrundlagen wird die Grundlage fur
weitere erforderliche Anderungen an der Verordnung zur Durchfiihrung der Verkehrsunter-
nehmensdatei nach dem Giterkraftverkehrsgesetz (VUDat-DV) sowie der Verordnung tber
den grenziberschreitenden Guterkraftverkehr und den Kabotageverkehr (GUKGrKabota-
geV) entsprechend den Erfordernissen des Unionsrechts geschaffen.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Das Gesetz dient der Anpassung an Unionsrecht, der Verwaltungsvereinfachung und dem
Burokratieabbau. Wesentlicher Inhalt ist:

1. Anpassung und Angleichung des nationalen Rechts an die geanderten unionsrechtlich
harmonisierten Vorgaben zum Berufs- und Marktzugang im Bereich des Guterkraftver-
kehrs.

2. Anpassung des Mindestinhalts der Verkehrsunternehmensdatei entsprechend der uni-
onsrechtlichen Vorgaben. Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen, um Unternehmer
direkt Daten in die Verkehrsunternehmensdatei einspeisen lassen zu kénnen.

3. Ablosung dezentraler Lésungen zur Risikoeinstufung von Giterkraftverkehrsunterneh-
men und Stral3enpersonenverkehrsunternehmen bei den Landern durch ein zentrales Sys-
tem zur Risikoeinstufung von Verkehrsunternehmen als Bestandteil der Verkehrsunterneh-
mensdatei aufgrund unionsrechtlicher Vorgaben.

4. Umsetzung der geanderten Vorgaben der Mietfahrzeugrichtlinie

5. Verfahrensvereinfachung und Burokratieabbau durch Abschaffung der nationalen Er-
laubnis und von Beteiligungspflichten einzelner Akteure im Anhdrverfahren.

. Alternativen

Keine.

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung des Giiterkraftverkehrs- und
des Personenbeférderungsgesetzes ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 22 in Ver-
bindung mit Artikel 72 Absatz 2 Grundgesetz. Die Regelungen sind zur Wahrung der
Rechts- und Wirtschaftseinheit im Sinne des Artikels 72 Absatz 2 des Grundgesetzes er-
forderlich.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Durch das Gesetz werden Regelungen des Mobilitatspakets | in den nationalen Vorschriften
abgebildet. Die Anderungen basieren grofRtenteils auf der Verordnung (EU) 2020/1055.
Diese hat die fiur das Guterkraftverkehrs- und das Personenbeférderungsrecht pragende
Verordnung zum Berufszugang (Verordnungen (EG) Nr. 1071/2009) und die fir das Guter-
kraftverkehrsrecht pragende Verordnung zum Marktzugang (Verordnung (EG)
Nr. 1072/2009) geandert. Anderungen der Mietfahrzeugrichtlinie 2006/1/EG werden umge-
setzt, wobei zusatzlich von den fakultativen Gestaltungsmaoglichkeiten des Artikel 3 Ab-
satz 2 Buchstaben b) und c) der Richtlinie 2022/738 Gebrauch gemacht wurde.
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VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts-und Verwaltungsvereinfachung

Durch die Abschaffung der nationalen Erlaubnis wird auf eine redundant gewordene Form
der nationalen Genehmigung verzichtet. Auf3erdem beschleunigt die Streichung von zu be-
teiligenden Akteuren in § 3 Absatz 5a Satz 2 das Verwaltungsverfahren.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Die elektronische Nachhaltigkeitspriifung ist erfolgt. Das Gesetz berihrt keine Aspekte ei-
ner nachhaltigen Entwicklung.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfillungsaufwand

Fur den Bund ergeben sich fiir die Erledigung der Aufgaben in Zusammenhang mit § 17
Absatz 2a und 3a, § 19 Absatz 2a Nummer 9, § 11 Absatz 2 Nummer 3 m und 8 12 Ab-
satz 2 sowie § 14 Absatz 2 GUKG, fur Querschnittsaufgaben sowie Erweiterung und Betrieb
digitaler Unterstitzungsprozesse (Data Warehouse) zusétzliche jahrliche Haushaltsausga-
ben. Diese belaufen sich auf 1.409.649,08 Euro.

Davon entstehen Personalkosten einschlief3lich Sach- und Gemeinkosten fur folgende Auf-
gabenwahrnehmungen im Bundesamt fir Logistik und Mobilitéat: Fur die Sachbearbeitung
nach § 17 Absatz 2a und 3a GUKG 32.918,24 Euro, da zusatzlich 0,25 Vollzeitaquivalente
(VZA) der Wertigkeit A10 fur die Bearbeitung erforderlich werden. Fiir die Sachbearbeitung
von Ordnungswidrigkeiten nach § 19 Absatz 2a Nummer 9 GUKG 131.672,94 Euro auf-
grund des zu erwartenden Mehrbedarfs von 1,0 VZA eines Sachbearbeitenden nach A10.
Fur die Aufgabenwahrnehmung nach § 11 Absatz 2 Nummer 3m und § 12 Absatz 2 GUKG
579.322,2 Euro, da ein zusatzlicher Bedarf von 4,0 VZA an TUK-Kontrollbeschaftigten
(Al1l) entsteht. Fur die Auswertung von Mautdaten nach § 14 Absatz 2 GUKG 499.871,2
Euro, aufgrund eines zu erwartenden Mehrbedarfs von 1,05 VZA fiir eine/n Referent/in nach
Al4 und von 2,15 VZA fir Sachbearbeitende nach A11. Fiir Querschnittsaufgaben entsteht
ein Haushaltsmittelbedarf in Hohe von 115.864,5 Euro wegen eines erforderlichen Mehrbe-
darfs von 0,8 VZA eines Sachbearbeitenden nach A11 sowie ein Bedarf fiir jahrliche Sach-
mittel in Hohe von 50.000 Euro fir Erweiterung und Betrieb digitaler Unterstitzungspro-
zesse (Data Warehouse).

Zusammengefasst wird zur Erflllung dieses Gesetzes beim Bundesamt fur Logistik und
Mobilitat mit folgendem Personalbedarf gerechnet:

Bedarf in VZA Wertigkeit der Stelle Bezeichnung

0,25 Al10 Sachbearbeitung Nationale
Kontaktstelle

1 Al10 Sachbearbeitung Ord-
nungswidrigkeitenverfahren

4 All Kontrollbeschéaftigte  TUK
Kontrollen

1,05 Al4 Referent/-in Mautdaten
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2,15 All Sachbearbeitung  Auswer-
tung Mautdaten

0,8 All Sachbearbeitung Quer-
schnittsaufgaben

Hinzu kommen einmalige Haushaltsausgaben in Héhe von 1.097.042,92 Euro beim Bun-
desamt fur Logistik und Mobilitat. Diese setzen sich zusammen aus den Kosten in H6he
von rund 26.000 Euro fir Schulungen des von der Durchfiihrung von TUK-Kontrollen an
Bussen betroffenen Personals sowie fir vier speziell ausgertiistete Kontrollfahrzeuge, deren
Gesamtkosten sich auf 986.042,92 Euro belaufen, sowie in Hohe von rund 35.000 Euro flr
die Beschaffung professioneller Statistiksoftware zur Durchfiihrung von Analysen im Sinne
des 8 14 Absatz 2 und Softwareanpassungen in Hohe von rund 50.000 Euro zur Erweite-
rung der Nationalen Kontaktstelle.

Es wurden die aktuellen Satze der Personal- und Sachkosten in der Bundesverwaltung fur
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und Kostenberechnungen (PKS) des Bundesministeri-
ums der Finanzen zugrunde gelegt.

Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln wird finanziell und stellenméafig im Einzel-
plan 12 ausgeglichen.

4. Erfullungsaufwand

4.1 Erfullungsaufwand der Birgerinnen und Birger nach Vorgaben

Far Burgerinnen und Birger verandert sich der Erfiillungsaufwand nicht.

4.2 Erfullungsaufwand der Wirtschaft nach Vorgaben

Fir die Wirtschaft verandert sich der Erfullungsaufwand nicht wesentlich.

4.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung nach Vorgaben

Im Folgenden wird die Schéatzung des Erfullungsaufwands der Verwaltung fur die einzelnen
Vorgaben mit wesentlichem Erfullungsaufwand dargestellt.

4.3.1: Technische Unterwegskontrollen an Bussen; § 11 Absatz 2 Nummer 3 Buch-
stabe m und § 12 Absatz 2

Durch § 11 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe m und § 12 Absatz 2 wird die Kontroll- und An-
haltebefugnis flur das Bundesamt ausgeweitet. Fir den Verkehrskontrolldienst entstehen
durch diese Erweiterung der Kontrollbefugnisse auf technische Unterwegskontrollen (TUK)
an Bussen einmaliger und jahrlicher Erfullungsaufwand.

Es werden zusatzlich rund 6.200 Buskontrollen durchgefuhrt werden. Auf Basis von Erfah-
rungswerten der Jahre 2019 bis 2021 wird der Zeitaufwand fiir eine Buskontrolle im Mittel
auf rund 46 Minuten geschatzt. Damit betragt der Gesamtaufwand fiir alle Kontrollen rund
4 700 Stunden bzw. 2,93 Stellen. Fur sogenannte Zusammenhangstatigkeiten, also fur die
Tatigkeiten, die zwar nicht die reine Kontrolle betreffen, jedoch in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der Aufgabe entstehen (z. B. Dienstbesprechungen, Teilnahme an Gerichts-
verfahren oder Mitwirkung bei Test- und Pilotverfahren zur Weiterentwicklung der Sys-
teme), sind weitere 0,75 Stellen anzusetzen. Die Tatigkeiten werden von Beschéftigten des
gehobenen Dienstes durchgefiihrt, so dass sich bei einem Lohnsatz von 46,50 Euro pro
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Stunde (vgl. Leitfaden, Anhang 9) die jahrlichen Personalkosten um insgesamt rund
275.000 Euro erhdhen.

Zusatzlich entsteht einmaliger Erfullungsaufwand von insgesamt rund einer Million Euro fur
neue Kontrollfahrzeuge und Schulungen: Fir Schulungen des von der Durchflhrung von
TUK-Kontrollen an Bussen betroffenen Personals sind rund 26.000 Euro (52 Personen mit
Schulungskosten von je 500 Euro) zu veranschlagen. Weitere 986.000 Euro fallen fir vier
speziell ausgeriistete Kontrollfahrzeuge an, die fur die neuen Kontrollen angeschafft wer-
den missen. Das Einsatzkonzept des Verkehrskontrolldienstes sieht vor, dass TUK-Exper-
ten grundsatzlich allein auf Kontrolifahrzeugen mit vollstandiger Sensorik und Infrarot-Ka-
meras eingesetzt werden. Daher ergibt sich ein Bedarf von insgesamt vier zusétzlichen
Kontrollfahrzeugen inklusive deren Ausstattung (Sensorik fiir die digitale Kontrolle, Infrarot-
kamera, On-Board-Diagnose-Geréte, sonstige aufgabenspezifische Ausstattung, u.a. Zah-
lungsterminal). Die einmaligen Kosten je Kontrolifahrzeug inklusive deren Ausstattung be-
tragen rund 247.000 Euro.

4.3.2: Durchfihrung von Ordnungswidrigkeitenverfahren; 8 19 Absatz 1 Nummer 6
Buchstabe f und Absatz 2 Nummer 4 in Verbindung mit 8§ 21 Abséatze 1 und 2

Der Regelungsentwurf macht fir inlandische Unternehmen Vorgaben zum Einsatz von
Mietfahrzeugen im Guterverkehr, deren Zuwiderhandlung eine Ordnungswidrigkeit darstellt
(vgl. 8 19 Absatz 1 Nummer 6 Buchstabe f). Ebenso wird ein neuer Ordnungswidrigkeiten-
Tatbestand im Kabotageverkehr (,Cooling-Off-Phase”) geschaffen (vgl. 8 19 Absatz 2
Nummer 4).

Fir VerstoR3e inlandischer Unternehmen gegen Vorschriften zum Einsatz von Mietfahrzeu-
gen aus dem europaischen Ausland sind gemaf 8§ 21 Absatz 1 GUKG die zustandigen Lan-
desbehdrden die Verwaltungsbehdrden im Sinne des § 36 des Gesetzes Uber Ordnungs-
widrigkeiten (OWIiG) zustandig. Es wird der Erfullungsaufwand daher nur anndherungs-
weise anhand der Kontrollstatistiken fiir andere Rechtsgebiete erfolgen. Danach liegt die
Beanstandungsquote in den fir die Branche relevanten Rechtsbereichen in der Regel unter
drei Prozent der im Inland ansassigen Guterkraftverkehrsunternehmen pro Jahr, das heif3t,
es werden im Mittel rund 1.500 Verfahren bearbeitet.

Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer eines Ordnungswidrigkeitenverfahrens betragt
laut Auskunft der Lander rund 210 Minuten im gehobenen Dienst. Folglich entsteht ein zu-
satzlicher zeitlicher Gesamtaufwand von 5.250 Stunden bzw. 3,28 Stellen. Bei einem Lohn-
satz von 44,60 Euro pro Stunde (vgl. Leitfaden, Anhang 9, Lander, gehobener Dienst) und
fallbezogenen Portokosten von 3,50 Euro, erhdht sich der jahrliche Erflllungsaufwand der
Lander um rund 240.000 Euro.

Fir Verstol3e gegen Vorschriften im Kabotageverkehr ist das Bundesamt fir Logistik und
Mobilitat die zustandige BuRgeldbehdrde im Sinne des OWIG (vgl. § 21 Absatz 2). Es ist
davon auszugehen, dass der voraussichtliche Aufwand sich im Bereich der bisherigen Ka-
botage-Tatbestande bewegt. Vor diesem Hintergrund wird geschatzt, dass zukinftig rund
1.000 Verst6Re gegen die ,Cooling-Off-Phase” jahrlich bearbeitet werden missen. Bei ei-
nem fallbezogenen Zeitaufwand von rund 90 Minuten entsteht ein zusatzlicher zeitlicher
Gesamtaufwand von 1.500 Stunden bzw. 0,94 Stellen. Bei einem Lohnsatz von 46,50 Euro
pro Stunde und Portokosten von 2 Euro pro Fall, erhéht sich der jahrliche Erfullungsauf-
wand des Bundes um rund 72.000 Euro.

4.3.3: Marktbeobachtung; 8§ 14 Absatz 2

Die vom Bundesamt fuir Logistik und Mobilitéat durchzufiihrende Marktbeobachtung wird um
die Beobachtung und Begutachtung des gewerblichen Personenverkehrs sowie um die
Analyse der Rahmenbedingungen des Marktgeschehens ausgeweitet (vgl. 8 14 Absatz 1
Satze 1 und 2). Entsprechend erweitert sich die Berichtspflicht des Bundesamtes
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gegeniber dem Ressort (vgl. § 14 Absatz 2). Konkret sollen nach den MalRgaben des § 9
Absatz 6 BundesfernstraRenmautgesetz (BFStrMG) gespeicherte Daten aufbereitet und
damit Giber den Entstehungszweck hinaus nutzbar gemacht werden.

Die genannte Aufbereitung der Daten fuhrt beim Bundesamt zu einem zusétzlichen Perso-
nalbedarf von 2,15 Stellen im gehobenen Dienst und 1,05 Stellen im héheren Dienst. Bei
Zugrundelegung der gem. Leitfaden anzusetzenden Lohnkosten des gehobenen und ho-
heren Dienstes der Bundesverwaltung in Hohe von 74.400 bzw. 112.800 Euro pro Mitar-
beiterkapazitat (s. Leitfaden, Anhang 9, S. 69) werden die Personalkosten zusammen um
rund 278.000 Euro (= 2,15 Stellen * 74.400 Euro + 1,05 Stellen * 112.800 Euro) steigen .
Diese Daten kdnnen durch Nutzung von Sekundardaten und fiir Analysen im verkehrlichen
(Verkehrsmanagement) und im erweiterten Sinne im (volks-) wirtschaftlichen Kontext im
Rahmen entsprechender Aufbereitung genutzt und damit Mehrwerte fur verschiedene An-
wendungszwecke geschaffen werden. Auf Basis vergleichbarer Anfragen der zurtickliegen-
den Jahre wird davon ausgegangen, dass aufgrund der Rechtsanderung zukuinftig vier bis
sechs komplexe Analyseanforderungen pro Jahr direkt vom Bundesamt flir Logistik und
Mobilitat umzusetzen sind. Diese Anforderungen zeichnen sich unter anderem durch indi-
viduelle Bearbeitungskonzepte in der notwendigen Konzeption und den hieraus resultieren-
den maf3geschneiderten Bearbeitungsschritten zur Aufbereitung, Bereinigung, Anreiche-
rung, Interpretation und Darstellung der Daten in der Umsetzung aus. Neben diesen direk-
ten Analyseanforderungen, die durch das Bundesamt fir Logistik und Mobilitat abschlie-
Bend bearbeitet werden kdnnen, bestehen indirekte Analyseanforderungen u. a. auch im
Rahmen der Zusammenarbeit mit der Toll Collect GmbH oder weiteren Externen. Diese
externen Leistungen und Analysen missen durch das Bundesamt fur Logistik und Mobilitat,
als Datenhalter, begleitet und eingeordnet werden.

Zusatzlich entstehen aufgrund der neuen Aufgabenwahrnehmung dem Bundesamt fir Lo-
gistik und Mobilitat jahrliche Sachkosten fiur die Inanspruchnahme der Dienstleistungen Drit-
ter in Hohe von 50.000 Euro. So erfordern die regelmaRRigen Auswertungen die kontinuier-
liche Anpassung des zentralen Data Warehouse des Bundesamtes flr Logistik und Mobili-
tat.

Schlie3lich entstehen laut Bundesamt fiir Logistik und Mobilitat einmalige Sachkosten in
Hohe von rund 35.000 Euro durch die unabdingbare Beschaffung professioneller Statis-
tiksoftware, ohne die die entsprechenden Analysen nicht durchgefiihrt werden kénnen.

4.3.4: Nationale Kontaktstelle; § 17 Absatze 2a und 3a

Der vom Bundesamt betriebenen Nationalen Kontaktstelle werden weitere Aufgaben zuge-
wiesen (vgl. § 17 Absatze 2a und 3a). So sollen in bestimmten Féllen von Amts wegen
Daten zu Kontrollen von nicht in Deutschland — aber in Europa — zugelassenen Nutzfahr-
zeuge an Kontaktstellen der Niederlassungsstaaten tbermittelt werden. Spiegelbildlich er-
halt es Daten von diesen Staaten zu im europaischen Ausland durchgefuhrten Kontrollen,
die es an das Risikoeinstufungssystem Ubermitteln muss. Laut Bundesamt kann je nach
Umfang des manuellen Bearbeitungsaufwands der Mitteilungen der Personalaufwand um
insgesamt rund 400 Stunden steigen (0,25 Stellen). Bei einem Lohnsatz von 46,50 Euro
pro Stunde (vgl. Leitfaden, Anhang 9, Bund, gehobener Dienst) entsteht jahrlicher Erfil-
lungsaufwand von rund 19.000 Euro.

Schlie3lich entstehen laut Bundesamt einmalige Sachkosten fir Softwareanpassungen, die
es aufgrund bisheriger Erfahrungen auf rund 50.000 Euro schatzt.

4.4. Weiterer Erfullungsaufwand fir Verordnungen nach diesem Gesetz

Zu den nachstehenden Rechtsénderungen im Verordnungswege wird es zu Anderungen
des Erfullungsaufwandes kommen.
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— Der Regelungsentwurf sieht vor, dass Unternehmer oder Verkehrsleiter, denen die
Fuhrung von Giuterkraftverkehrsgeschéaften untersagt wurde, im Antragsverfahren auf
Wiederaufnahme kiinftig eine Prifung absolvieren missen; Einzelheiten der Prifung
werden durch eine Rechtsverordnung bestimmt (8 3 Absatz 5b und 6 Nummer 2
GUKG-E).

— Die Befugnisse des Bundesamtes fir Logistik und Mobilitat zur Verarbeitung von Daten
der Verkehrsunternehmensdatei werden ausgeweitet. So durfen diese kunftig auch far
Anfragen bestimmter Stellen zur Erteilung von Genehmigungen von Rechtsgeschéften
und Handlungen nach § 8 des Aul3enwirtschaftsgesetzes sowie zum Zweck der Vor-
bereitung und Durchfihrung von Verkehrs-, Grenz- und Betriebskontrollen verarbeitet
werden (vgl. 8 15 Absatz 4 Nummern 2a, 7 und 8 GUKG-E). Einzelheiten werden ge-
malf Absatz 7 durch Rechtsverordnung geregelt.

— Kinftig erhalten zustandige Behorden direkten Zugriff auf die Datei Uber abgeschlos-
sene Bul3geldverfahren (vgl. 8 16 Absatz 3 GUKG-E); dieser Zugriff ist vom Bundesamt
technisch zu implementieren. Damit entféllt aber auch kiinftig die Mitteilungspflicht des
Bundesamtes gemal 8§ 16 Absatz 3 GUKG. Einzelheiten werden gemafl Absatz 9
durch Rechtsverordnung geregelt.

— Der Regelungsentwurf sieht vor, dass das Bundesamt kiinftig ein Risikoeinstufungs-
system einrichtet und betreibt (vgl. 8 16a GUKG-E). Einzelheiten werden gemaf Ab-
satz 4 durch Rechtsverordnung geregelt.

Fur die Wirtschaft wird daraus eine Erhéhung des jahrlichen Erfillungsaufwands in Hohe
von rund 1.450.000 Euro geschétzt. Fir die Verwaltung erhoht sich der jahrliche Erfullungs-
aufwand um rund 5.358.000 Euro. Davon entfallen 5.478.000 Euro an jahrlichen Erfullungs-
aufwand auf den Bund. Bei den Landern verringert sich der Erfullungsaufwand um rund
120.000 Euro (inkl. Kommunen). Der einmalige Erfiilllungsaufwand betragt rund 4.620.000
Euro. Davon entfallen 4.535.000 Euro an einmaligem Erfullungsaufwand auf den Bund und
85.000 Euro auf die Lander (inkl. Kommunen).

5. Weitere Kosten

Durch die Einfihrung der Funfundzwanzigprozentklausel in § 8a GUKG sollen mégliche
Steuerausfalle bei der Kraftfahrzeugsteuer und Versicherungssteuer eingeschrankt wer-
den. Fir die Unternehmer entstehen Kosten in Hohe einer beglaubigten Kopie, da das Ori-
ginal der Gemeinschaftslizenz, im Gegensatz zur Erlaubnis, nicht als Nachweis im Fahr-
zeug mitgefuhrt werden darf. Im Fahrzeug sind stets beglaubigte Kopien der Gemein-
schaftslizenz mitzufiihren. Laut Auskunft des Bundesamts fir Logistik und Mobilitat waren
bis Ende Februar 2023 17.768 gebietsansassige Giterkraftverkehrsunternehmen regis-
triert. Bei Kosten pro Fall fir eine beglaubigte Kopie in Hohe von 40-160 Euro gemalf lau-
fender Nummer 1.2 der Anlage zu § 1 Absatz 1 der Kostenverordnung fur den Giterkraft-
verkehr entstehen der Wirtschaft daher Kosten in Hohe von 710.000 bis 2,84 Millionen Euro
innerhalb der n&chsten 10 Jahre.

Spurbare Auswirkungen auf das Einzelpreisniveau und das allgemeine Preisniveau, insbe-
sondere auf die Verbraucherpreise, sind nicht zu erwarten.
VILI. Befristung; Evaluierung

Eine Befristung sowie eine Evaluierung des Gesetzes sind nicht erforderlich, da im Wesent-
lichen zwingende Normen des Unionsrechts umgesetzt werden.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Guterkraftverkehrsgesetzes)

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Anpassung an geanderte Uberschrift der Norm.

Zu Buchstabe b

Anpassung an geanderte Uberschrift der Norm.

Zu Buchstabe c

Anpassung an geanderte Uberschrift der Norm

Zu Buchstabe d

Anpassung an geanderte Uberschrift der Norm.

Zu Buchstabe e

Anpassung an geanderte Uberschrift der Norm.

Zu Buchstabe f

Anpassung an geanderte Uberschrift der Norm.

Zu Buchstabe g

Anpassung an geanderte Uberschrift der Norm.

Zu Buchstabe h

Anpassung an geanderte Uberschrift der Norm.

Zu Buchstabe i

Anpassung an geanderte Uberschrift der Norm.

Zu Buchstabe |

Anpassung an geanderte Uberschrift der Norm.

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Definition des Guterkraftverkehrs wird an die Systematik des Unionsrechts angepasst,
indem die Gewichtsgrenze aus der Definition selbst gestrichen wird. Sie wird stattdessen in
den Ausnahmenkatalog des § 2 Absatz 1 in Nummer 10 aufgenommen. Widerspriiche zum
Unionsrecht, das teilweise mit anderen Gewichtsgrenzen als das GUKG arbeitet (Vgl. etwa

Artikel 1 Absatz 5 Buchstabe ca) der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009) werden auf diese
Weise vermieden.
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Zu Doppelbuchstabe bb

Zudem wird fir bestimmte Leerfahrten die Eigenschaft gewerblicher Guterkraftverkehr zu
sein fingiert. Damit wird eine notwendige Angleichung an das Unionsrecht und weitere in-
ternationale Abkommen erreicht und die entsprechenden Vorgaben im nationalen Recht
umgesetzt. Das Recht fir innerstaatliche Fahrten &ndert sich hierdurch nicht.

Zu Buchstabe b

Es wird eine Begriffsbestimmung zur Klarstellung aufgenommen.
Zu Nummer 3

Zu Buchstabe a

Durch die Prazisierung und Klarstellung werden systematische Widerspriiche beseitigt, da
die Gbrigen Abschnitte des Gesetzes durch die Ausnahmevorschrift des § 2 Absatz 1 nicht
berthrt sind. Lediglich die Bestimmungen zum gewerblichen Guterkraftverkehr (2. Ab-
schnitt) und zum Werkverkehr (3. Abschnitt) gelten nicht. Deutlich wird nun, dass die Kon-
trollbefugnisse des Bundesamits fir Logistik und Mobilitat — natirlich — auch fur Fahrzeuge,
die gemal § 2 Absatz 1 alter Fassung nicht den Regelungen des GUKG unterworfen sein
sollen, gelten. Auch BuRR3gelder kdnnen, wenn gegen Unionsrecht verstofRen wird, unabhan-
gig von einer nationalen Gewichtsgrenze verh&ngt werden. Das ist etwa fur Fahrzeuge un-
ter 3,5 t im grenziberschreitenden Verkehr relevant. Die Prazisierung zeichnet damit die
gangige und unionsrechtskonforme Auslegungspraxis nach, nach welcher die Vorschriften
der Abschnitte 4 bis 6 unabhangig vom Ausnahmekatalog des § 2 Absatz 1 angewandt
wurden. Es ergeben sich keine Anderungen in Bezug auf die Eintragungspflicht in die Werk-
verkehrsdatei.

Zu Buchstabe b

Der Verweis auf das Zulassungsrecht wird gestrichen. § 6 Absatz 4 Nummer 1 der Fahr-
zeug-Zulassungsverordnung a. F. wurde durch die Erste Verordnung zur Anderung der
Fahrzeug-Zulassungsverordnung und anderer straenverkehrsrechtlicher Vorschriften vom
19. Oktober 2012 (BGBI. | S. 2232) aufgehoben, da sich die Speicherung des regelméafdigen
Standorts in der zulassungsrechtlichen Praxis als nicht erforderlich erwiesen hat. Dieser ist
folglich seitdem nicht mehr tber die Zulassungsbescheinigung Teil | zu ermitteln. Unabhan-
gig davon hat sich im Rahmen des GUKG die bisherige Vollzugspraxis bewahrt, weshalb
es bei der inhaltlichen Ausgestaltung der Vorschrift bleibt.

Zu Buchstabe c

Redaktionelle Anpassung

Zu Buchstabe d

Redaktionelle Anpassung

Zu Buchstabe e

Die Ergéanzung erfolgt, da aus der Begriffsbestimmung des Guterkraftverkehrs in 8 1 Ab-
satz 1 die Gewichtsgrenze aus systematischen Grinden entféllt. Sie bezieht sich etwa auf

85 Absatz 3 dieses Gesetzes oder den Anwendungsbereich der Verordnung (EG)
Nr. 1072/2009, wie er in deren Artikel 1 Absatz 5 Buchstabe ca) geregelt ist.
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Zu Nummer 4

Die Berufszugangsvoraussetzungen fur die Erlaubnis und die Gemeinschaftslizenz sind
identisch, die Einsatzmoglichkeit der Gemeinschaftslizenz jedoch grél3er als die der Er-
laubnis. Daher kann auf Beibehaltung der nationalen Erlaubnis verzichtet werden.

Die Neufassung des Absatzes 1 ergibt sich aus der Abschaffung der nationalen Erlaubnis.
Der erforderliche Sitz im Inland umfasst bei juristischen Personen den Hauptsitz des Unter-
nehmens sowie selbststandige Niederlassungen, sofern diese inlandische Gemeinschafts-
lizenzen beantragen. Auf diese Weise wird der Unterschied zwischen Unternehmern mit
Sitz im Inland nach § 3 und ohne Sitz im Inland nach 8 5 und 8 6 deutlich. Der Begriff der
Niederlassung des Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 entspricht dem Sitz.

Durch die Abschaffung der Erlaubnis in Absatz 2 stellt das GUKG auf die Gemeinschaftsli-
zenz ab und Ubernimmt damit auch deren Voraussetzungen. Im Gegensatz zur rein natio-
nalen Erlaubnis kann die Gemeinschaftslizenz grenziberschreitend unionsweit eingesetzt
werden. Da die Vorschrift bei den Ordnungswidrigkeiten relevant wird, muss eine statische
Verweisung gewahlt werden.

Bei der Neufassung des Absatzes 3 handelt es sich um eine Folge&nderung. Die Ausferti-
gung der Erlaubnis entspricht der beglaubigten Kopie der Gemeinschaftslizenz. Ein Unter-
schied ist lediglich, dass fir jedes Fahrzeug eine beglaubigte Kopie mitgefuhrt werden
muss. Das ergibt sich daraus, dass die Mitfiihrung des Originals der Gemeinschaftslizenz
im Umkehrschluss aus Artikel 4 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 im Gegen-
satz zur Mitfihrung des Originals der Erlaubnis als Nachweis der Berechtigung nicht zulds-
sig ist.

Die Bezugnahme auf weitere Voraussetzungen der Erlaubniserteilung (Eigenkapital und
Reserven) ist wegen des generellen Verweises auf die unionsrechtlichen Voraussetzungen
der Erteilung obsolet geworden. Es gelten fiur die finanzielle Leistungsfahigkeit die unions-
rechtlichen Anforderungen, vgl. Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1071/20089.

Aus Grinden der Rechtsklarheit wurde der relevante Zeitraum fir die Rickgabepflicht bei
Verringerung des Fahrzeugbestands prazisiert.

Im Zuge der Neufassung wurde der bisherige Absatz 4 aufgehoben. Die Nummerierung der
Abséatze wurde entsprechend aktualisiert und angepasst. Die Streichung des Bundesamtes
fur Logistik und Mobilitat aus dem Kreis der anzuhdrenden Stellen im neuen Absatz 5 folgt
aus derin § 16 Absatz 9 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung neu geschaffenen Mog-
lichkeit, dass die Daten aus der Datei Uiber abgeschlossene Bul3geldverfahren direkt von
den Landern als zustandige Behdrden abgerufen werden kdnnen. Bislang war eine Anho-
rung des Bundesamtes fir Logistik und Mobilitat als zusténdige Stelle zur Fiihrung dieser
Datei notwendig, um entsprechende Daten auszulesen und an die zustandigen L&nderbe-
horden zu Ubermitteln. Das Verwaltungsverfahren wird somit vereinfacht. Ein fachlicher
Austausch zwischen dem Bundesamt fir Logistik und Mobilitdt und den Landesbehdrden
ist weiterhin gewahrleistet.

Ebenfalls der Verwaltungsvereinfachung dient die Streichung der betreffenden Gewerk-
schaft aus dem Kreis der anzuhtrenden Stellen. Erfahrungen der Erlaubnisbehdrden in der
Vergangenheit haben gezeigt, dass bei den Beteiligungen kaum von der Moglichkeit der
Stellungnahme Gebrauch gemacht wurde.

Im Weiteren wurde der bisherige Absatz 5b zu Absatz 6. Die Einfiihrung einer zusatzlichen
Prifung im neuen Absatz 6 setzt die unionsrechtliche Vorgabe einer Rehabilitierungsmaog-
lichkeit in Artikel 14 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 um. Ein Unterneh-
mer oder Verkehrsleiter soll nach Aberkennung der Zuverlassigkeit als Berufszugangsvo-
raussetzung die Moglichkeit erhalten, sich zu rehabilitieren, um kiinftig wieder die Giiter-
kraftverkehrsgeschéafte eines Unternehmens fiuhren zu dirfen. Fuhrender Gedanke der
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zunachst wegen Vermischung zweier Berufszugangsvoraussetzungen (ein festgestellter
Mangel an Zuverlassigkeit soll durch nachgewiesene Fachkenntnisse nach friihestens ei-
nem Jahr Uberwunden werden kdénnen) unsystematisch wirkenden Regelung im Unions-
recht ist, dass durch die im Rahmen der Rehabilitierungsmal3nahme notwendige Befassung
mit der Fachmaterie die Gefahr zukiinftiger Zuwiderhandlungen, die die Zuverlassigkeit be-
eintrachtigen, verringert werden soll.

Nach deutschem Recht ist fur die Erbringung des Fachkundenachweises das Bestehen
einer Prifung notwendig, vgl. 8 4 und § 5 der Berufszugangsverordnung fur den Guterkraft-
verkehr. Auf die unionsrechtlich optionale Moglichkeit, als Voraussetzung fur die Erlangung
der Fachkunde die Teilnahme an einem Kurs vorzusehen, wurde verzichtet. Entsprechend
soll auch die Rehabilitationsmaflinahme in Form einer Priifung und nicht als verpflichtende
Kursteilnehme in Deutschland durchgefiihrt werden. Die Einfihrung spezieller Kurse wirde
zudem vor dem Hintergrund der zu erwartenden geringen Fallzahlen und der in jedem Bun-
desland umzusetzenden Verfahren zu unverhaltnismaRigem Verwaltungsaufwand fuhren.

Bei der Verordnungsermachtigung in Absatz 7 handelt sich um eine Folge&dnderung zum
geadnderten Absatz 6 Satz 3. Zur genaueren Ausgestaltung der Prifung in der Berufszu-
gangsverordnung fur den Guterkraftverkehr bedarf es einer Verordnungsermachtigung.

Aufgrund der Anderungen der Absatznummerierung wurde aus dem bisherigen Absatz 7
der neue Absatz 8.

Zu Nummer 5

Zu Buchstabe a

Folgeanderungen durch die Abschaffung der nationalen Erlaubnis in 8§ 3.
Zu Buchstabe b

Die redaktionelle Anderung tibernimmt den Wortlaut des § 192 SGB VII.
Zu Nummer 6

Der urspriingliche § 5 wurde durch die Abschaffung der Erlaubnis tberfliissig. Der ehema-
lige § 6 wird zu § 5 und angepasst.

Die Anpassung der Uberschrift wird der Tatsache gerecht, dass in Absatz 2 nunmehr auch
die Kabotage geregelt wird. Zudem wird die veraltete Bezeichnung ,Gebietsfremde* ange-
passt, wodurch der Zusammenhang mit 8 3 deutlicher wird.

Um einen Gleichlauf zum ge&nderten § 3 zu erreichen, wurde 8 5 entsprechend angepasst.
Zudem wird die Bezugnahme auf die entfallene Erlaubnis gestrichen.

Das generelle Kabotageverbot mit Ausnahmen findet sich in § 17a der Verordnung lber
den grenziberschreitenden Guterkraftverkehr und den Kabotageverkehr sowie den
Rechtsakten der Europaischen Union und internationalen Abkommen. Durch die Aufnahme
ins Gesetz wird systematisch und klarstellend in 8 5 zusammenfassend deutlich, zu wel-
chen Beférderungen der Unternehmer ohne Sitz im Inland in Deutschland berechtigt ist.

Durch den neuen Absatz 3 wird im Gleichlauf zum Unionsrecht (Artikel 1 Absatz 5 Buch-
stabe ca) der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009) der Anwendungsbereich fur Beférderungen
durch Gebietsfremde unter Nutzung einer Gemeinschaftslizenz fir den inlandischen
Streckenteil der grenziiberschreitenden Beforderung bzw. eine Kabotagebeférderung auf
Fahrzeuge zwischen 2,5 Tonnen und 3,5 Tonnen zulédssiges Gesamtgewicht ausgedehnt.
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Die Vorschrift regelt im Gleichlauf zu 8 5 die Regelungen fur den Guterverkehr durch Un-
ternehmer aus dem Vereinigten Konigreich. Durch den Austritt des Vereinigten Kénigreichs
aus der EU, kann es keine Gemeinschaftslizenzen der EU mehr ausstellen. Basis fir die
Genehmigung nach 8 6 Absatz 1 ist das Abkommen vom 30. Dezember 2020 Giber Handel
und Zusammenarbeit zwischen der Europaischen Union und der Européischen Atomge-
meinschaft einerseits und dem Vereinigten Kénigreich GroRRbritanniens und Nordirlands an-
dererseits (ABI. L 149 vom 30.4.2021, S. 10). Die dortigen Bestimmungen werden in Hand-
lungsgeboten konkretisiert, die im Rahmen von 8§ 19 Absatz 1 Nummer 2b und 2¢ bewehrt
werden.

Die Anpassung im einleitenden Satzteil von § 7 Absatz 1 ist eine Folgednderung der abge-
schafften Erlaubnis.

Unter Satz 1 Nummer 1 ist das Vereinigte Konigreich wegen des Austritts aus der EU und
dem anschlieBenden Handels- und Kooperationsabkommen separat aufgenommen wor-
den.

Satz 3 wurde auf Grund redaktioneller Anpassungen gestrichen.

In Absatz 2 werden die Mitfiihrungspflichten bei Kabotage an die gednderten Vorschriften
der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 angepasst.

Die Regelung des bisherigen Absatzes la findet sich nun in Absatz 3. Aus Klarstellungs-
grinden wurde die Formulierung ,vor der Fahrt* eingefligt, damit der Fahrer vor Fahrtantritt
Uber das Fahrzeuggewicht in Kenntnis gesetzt wird. Die Satze 3 und 4 werden auf Grund
redaktioneller Anpassungen gestrichen.

Die Regelung des bisherigen Absatzes 2 Satz 1 und 2 findet sich nun in Absatz 4. Satz 1
wurde dabei redaktionell angepasst. Bei der Anpassung des Satzes 2 handelt es sich um
Folgeanderung der geanderten Absétze 1a und 2. Die Satze 3 und 4 wurden in einen neuen
Absatz 5 tberfuhrt.

Die Anderung im § 7 Absatz 6 GiKG tragt dem Umstand Rechnung, dass es zukiinftig ver-
starkt moglich sein wird, kontrollrelevante Belege, Nachweise, Informationen etc. dem Kon-
trollpersonal elektronisch oder digital zuganglich zu machen, und diese Form der Nach-
weisfuhrung der Vorlage von Papierdokumenten gleichgestellt ist, vgl. z. B. die Verordnung
(EU) 2020/1056 des europaischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2020 Uber elekt-
ronische Frachtbeférderungsinformationen (eFTI-Verordnung). Die Vorschrift in 8 7 Ab-
satz 6 GUKG enthalt jedoch nicht die generelle Befugnis, Papierdokumente durch elektro-
nische Informationen zu ersetzen. Diese muss sich aus anderen Rechtsvorschriften erge-
ben, z. B. aus § 7 Absatz 2 und 4 Satz 2 oder Artikel 8 Absatz 4a in Verbindung mit Absatz 3
der Verordnung (EG) 1072/2009. Ein geeignetes Verfahren im Sinne des Satzes 2 ist ins-
besondere das Verfahren nach der eFTI-Verordnung. Da es jedoch auch weitere denkbare
Verfahren gibt und zukiinftig geben wird, wie z. B. im Bereich des multilateralen Genehmi-
gungssystems (CEMT-Genehmigungen), sollen diese auch vom Gesetzeswortlaut des Ab-
satzes 6 mitumfasst sein, weshalb hier eine technikoffene Formulierung gewahlt wurde.
Satz 3 enthalt die notwendigen Ldschregeln fiir personenbezogene Daten. Aufgrund des
technikoffenen Ansatzes ist eine konkrete Benennung der Daten nicht mdglich. Zur besse-
ren Ubersichtlichkeit wurde § 7 Absatz 2 Satz 3 und 4 in einen neuen Absatz 5 Uberfuhrt
und der unionsrechtliche Verweis aktualisiert.

Zu Nummer 7

Die Vorschrift ermdglicht es, den Nachweis auch durch Vorzeigen etwa eines PDF-Doku-
mentes auf dem Bildschirm zu fuhren.
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Zu Nummer 8

Das Vereinigte Kdonigreich ist wegen des Austritts aus der EU und dem anschliel3enden
Handels- und Kooperationsabkommen separat aufgenommen worden.

Weitere Anpassungen basieren auf der Anderung des Aufenthaltsgesetzes in der Fassung
der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBI. | S. 162), das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 21. Februar 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 54) geandert worden ist.

Zu Nummer 9

Zu Buchstabe a
Folgeanderung.

Zu Buchstabe b
Klarstellung.

Zu Nummer 10

Zu Buchstabe a
Redaktionelle Anderung.
Zu Buchstabe b
Streichung erfolgt, da Fristverlangerung unionsrechtlich in diesem Fall nicht vorgesehen.
Zu Nummer 11

Im Guterkraftverkehrsgewerbe herrscht erheblicher Wettbewerbsdruck. Dieser fuhrt insbe-
sondere bei Kleinstunternehmen zu knappen Kalkulationsspielraumen und geringen Mar-
gen. Der Kleinstunternehmeranteil im gewerblichen Guterkraftverkehr liegt nach Angaben
des Bundesamts flrr Logistik und Mobilitat bei rund 64 Prozent. Diese stehen dauerhaft in
hartem Wettbewerb, insbesondere mit den grél3eren Marktteilnehmern.

Nach Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 2006/1/EG des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 18. Januar 2006 uber die Verwendung von ohne Fahrer gemieteten Fahrzeugen
im Guterkraftverkehr (ABI. L 33 vom 4.2.2006, S. 82), die zuletzt durch die Richtlinie
2022/738 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 6. April 2022 zur Anderung
der Richtlinie 2006/1/EG uber die Verwendung von ohne Fahrer gemieteten Fahrzeugen im
Guterkraftverkehr (ABI. L 137 vom 16.5.2022, S. 1) geéndert worden ist, ist es flr Unter-
nehmen mit Niederlassung im Bundesgebiet mdglich, Mietfahrzeuge mit Zulassung in ei-
nem anderen EU-Mitgliedstaat, die ausschlieRlich fiir den Guterverkehr bestimmt sind, an-
zumieten. National wird entsprechend Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie
2006/1/EG seit der Neufassung der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) in § 46 Absatz
1 Satz 6 FZV die Zulassungspflicht solcher Mietfahrzeuge nach 30-tagiger inlandischer Nut-
zung vorgeschrieben.

Nach Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe c der Richtlinie 2006/1/EG kann ein Mitgliedstaat die
Anzahl der Mietfahrzeuge, die in einem anderen Mitgliedstaat zugelassen sind, auf 25 Pro-
zent der Nutzfahrzeugflotte, Uber die das Unternehmen gemaf3 Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe g der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Jahres vor der Nutzung des Mietfahrzeugs
oder an dem vom Mitgliedstaat festgelegten Tag verfiigt, an dem das Unternehmen das
Mietfahrzeug einzusetzen beginnt, begrenzen. Einem Unternehmen, das Uber eine Ge-
samtflotte von mehr als einem und weniger als vier Fahrzeugen verfiigt, muss jedoch die
Verwendung mindestens eines solchen Fahrzeugs erlaubt werden. Die Mindestanzahl



- 37 - Drucksache 392/24

bezieht sich auf die Nutzfahrzeugflotte, Uber die das Unternehmen auf der Grundlage der
Fahrzeuge verfiigt, die in Ubereinstimmung mit den Rechtsvorschriften jenes Mitgliedstaats
zugelassen oder in Betrieb genommen worden sind.

Ohne die nationale Umsetzung der vorgenannten Funfundzwanzigprozentregelung konn-
ten groRRere Glterkraftverkehrsunternenmen ihre komplette Fahrzeugflotte durch Mietfahr-
zeuge mit Zulassung in einem anderen EU-Mitgliedstaat ersetzen. Die Durchfiihrung einer
Rotation dieser Mietfahrzeuge innerhalb der EU-Mitgliedstaaten zur Umgehung der Zulas-
sungspflicht im Inland nach dem nationalen Verkehrsrecht ware moglich und zu erwarten.
In der Folge wirden nicht nur kurzfristige, saisonale oder voriibergehende Nachfragespit-
zen durch die Anmietung solcher Mietfahrzeuge abgefangen werden. Der Zweck der Richt-
linie 2006/1/EG konnte somit unterlaufen werden. Insbesondere groRRere Giterkraftver-
kehrsunternehmen kénnten sich durch ein solches Rotationsmodell Wettbewerbsvorteile
gegenlber Kleinstunternehmen verschaffen. Es ist zu berticksichtigen, dass die Anmietung
solcher Mietfahrzeuge durch Kleinstunternehmen aufgrund der fur diese Unternehmen
schwerlich umzusetzenden Rotation dieser Fahrzeuge innerhalb der Européischen Union
aller Voraussicht nach nicht erfolgen wird. Die Begrenzung solcher Mietfahrzeuge auf 25
Prozent der Fahrzeugflotte des jeweiligen Guterkraftverkehrsunternehmens mit Niederlas-
sung im Bundesgebiet ist daher zur Vermeidung von Nachteilen fiir Kleinstunternehmen im
harten Wettbewerb geboten. Mit der Finfundzwanzigprozentregelung wird der eigentliche
Zweck der Mietfahrzeug-Richtlinie, einen Ausgleich bei Nachfragespitzen durch die Nut-
zung EU-auslandischer Mietfahrzeuge zu ermdglichen, verwirklicht und gleichzeitig die Ver-
schaffung von Wettbewerbsvorteilen grof3erer Marktteilnehmer gegenuiber Kleinstunterneh-
men begrenzt.

Um die Regelung kontrollfahig zu halten, ist die Finfundzwanzigprozentregel jedoch nicht
auf alle Mietfahrzeuge im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 Buchstabe a) der Richtlinie
2006/1/EG anzuwenden. Insbesondere sind Anhanger und Sattelanh&nger ausgenommen.
Mit Hilfe der Verkehrsunternehmensdatei kann die Einhaltung dieser Vorschrift Giberwacht
werden. Nicht zur Fahrzeugflotte nach § 8a Absatz 2 gehdren damit Kraftfahrzeuge, die von
Unternehmern eingesetzt werden, die ausschliellich Kraftfahrzeuge oder Fahrzeugkombi-
nationen einsetzen, deren zuladssige Gesamtmasse 3,5 t nicht Uberschreitet und die aus-
schlieBlich innerstaatliche Beférderungen in ihrem Niederlassungsmitgliedstaat vorneh-
men. Ebenso gehdren Kraftfahrzeuge nicht zur Fahrzeugflotte nach § 8a Absatz 2, wenn
sie von Unternehmern eingesetzt werden, die ausschlie3lich Kraftfahrzeuge oder Fahr-
zeugkombinationen einsetzen, deren zulassige Gesamtmasse 2,5 t nicht Giberschreitet.

Die Kraftfahrzeugsteuer knupft als Rechtsverkehrssteuer regelméafig an das Halten eines
Fahrzeuges zum Verkehr auf 6ffentlichen Strafl3en an.

Ebenso istdie Versicherungsteuer von der Zulassung eines Fahrzeuges im Inland abh&ngig
(8 1 Absatz 2 Nummer 2 Versicherungsteuergesetz). Die durch die Umsetzung der Richtli-
nie 2006/1/EG drohenden Steuermindereinnahmen sollen durch die Finfundzwanzigpro-
zentregel begrenzt werden, sodass die jahrlichen Steuermindereinnahmen einen dreistelli-
gen Millionenbetrag voraussichtlich nicht Gibersteigen werden.

Zu Nummer 12

Die Anpassung, insbesondere auch die der Uberschrift, wird der Tatsache gerecht, dass
die nationale Erlaubnis gestrichen wurde und es verschiedene Arten der guterkraftverkehrs-
rechtlichen Berechtigung gibt, von denen keine bendtigt wird. Zudem wurde beziglich der
fehlenden Versicherungspflicht eine Klarstellung vorgenommen.
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Zu Nummer 13
Zu Buchstabe a

Es handelt sichum eine Préazisierung des Anwendungsbereichs, da sich die Pflichten haufig
auch aus Unionsrecht direkt und daher nicht nur durch das GUKG und den darauf basie-
renden Verordnungen ergeben.

Zu Buchstabe b

Auf diese Weise wird die Stra3enverkehrssicherheit durch zusatzliche Kontrollobjekte (ins-
besondere Omnibusse) des Bundesamts fur Logistik und Mobilitat erhéht.

Zu Nummer 14
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Der Begriff des ,Beauftragten” ist nicht mehr zeitgeman und wird durch eine geschlechter-
neutrale Formulierung ersetzt, die sich an dem Wortlaut anderer Vorschriften anlehnt (z. B.
§ 52 Absatz 3 StvZO und § 6 UZwG) und dem breiten Aufgabenspektrum der Kontrollkréfte
des Bundesamtes besser gerecht wird.

Zu Doppelbuchstabe bb
Vgl. Doppelbuchstabe aa.
Zu Buchstabe b

Die Erweiterung der Anhaltebefugnis von Kraftomnibussen auch zu Kontrollzwecken der
Rechtsvorschriften tiber die technische Unterwegskontrolle von Nutzfahrzeugen erhéht die
StralRenverkehrssicherheit. Das Antragserfordernis kann gestrichen werden, da mittlerweile
alle Lander entsprechende Antrage gestellt haben.

Zu Buchstabe ¢

Durch den Einsatz neuer digitaler Technologien im Hard- und Softwarebereich sollen die
Kontroliméglichkeiten des Bundesamtes fir Logistik und Mobilitat erweitert und die Effizienz
der Kontrollprozesse gesteigert werden. Ziel ist eine effiziente Uberwachung des Schwer-
verkehrs maoglichst ohne Beeintrdchtigung des Verkehrsflusses. Dazu wird in neuartigen
Dienstfahrzeugen kunftig verstarkt Sensortechnik eingesetzt, die wahrend der Vorbeifahrt
eines Lkw in Echtzeit Verdachtsmomente liefert, die bisher nur am stehenden Fahrzeug
erkennbar waren. Dadurch kdnnen die Standzeiten der kontrollierten Fahrzeuge auf ein
notwendiges Minimum reduziert werden (vgl. Antwort der BReg. auf die Kleine Anfrage der
Fraktion der FDP, BT-Drs. 19/28069, 5).

Um der Uberladung von Lkw entgegenzuwirken, soll der Betrieb von digitalen Gewichts-
kontrollstellen auf Autobahnen zukiinftig auch eine effektive Uberladungskontrolle von Lkw
gewadhrleisten. Eine in die Autobahnfahrbahn integrierte Messtechnik erméglicht kinftig
eine Vorauswahl Uberladener Fahrzeuge, die dann lUber telematikgesteuerte LED-Anzeige-
tafeln zu einer Gewichtskontrollstelle zur gerichtsverwertbaren Nachverwiegung geleitet
werden (vgl. ,Autobahn GmbH und Bundesamt fur Logistik und Mobilitdt gehen gegen tber-
ladene Lkw vor®, Pressemitteilung des Bundesamtes fur Logistik und Mobilitdt vom 31. Mai
2023).

Mit der Einfiigung des Absatzes 2a wird eine datenschutzkonforme Grundlage fur die erfor-
derlichen Datenerhebungen und -verarbeitungen des Bundesamtes beim Einsatz der
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beschriebenen neuen Kontrollverfahren in Ausiibung der Befugnisse nach § 12 Absatz 1
Satz 1 und Absatz 2 geschaffen.

Nach Absatz 2a Satz 1 darf das Bundesamt namentlich durch den Einsatz technischer Mit-
tel automatisch Bilder von Kraftfahrzeugen zur Giterbeférderung und Kraftomnibussen
ohne Erfassung der Fahrzeuginsassen aufzeichnen und deren Kennzeichen sowie Ort, Da-
tum, Uhrzeit und Fahrtrichtung erheben. Die nach Satz 1 erhobenen Daten sind nach Satz 2
sofort zu I6schen, soweit das betreffende Fahrzeug nicht unmittelbar angehalten wird, oder
soweit keine hinreichenden tatsachlichen Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass eine Zuwi-
derhandlung gegen die in Absatz 6 und § 11 Absatz 2 genannten Rechtsvorschriften be-
gangen worden ist.

Das Bundesamt ist nach Satz 3 befugt, die nach Satz 1 erhobenen Daten in anonymisierter
Form fir statistische Zwecke zu verwenden. Nach Satz 4 bleiben die Vorschriften der § 7
Absatze 2 bis 3a und § 9 Absatze 3 bis 5a des Bundesfernstrallenmautgesetzes unberuhrt.
Zu Buchstabe d

Vgl. Begrindung zu 8§ 12 Absatz 1.

Zu Buchstabe e

Vgl. Begrindung zu 8§ 12 Absatz 1.

Zu Buchstabe f

Vgl. Begrindung zu 8§ 12 Absatz 1.

Zu Buchstabe g

Zu Doppelbuchstabe aa

Durch die Einfigung des 8§ 276a StGB wird das Kontrollspektrum erweitert.

Zu Doppelbuchstabe bb

Anpassung an Anderung des § 24 StVG.

Zu Doppelbuchstabe cc

Redaktionelle Anpassung.

Zu Doppelbuchstabe dd

Redaktionelle Anpassung.

Zu Doppelbuchstabe ee

Durch die Aufnahme der beiden Vorschriften des AWG soll ermdglicht werden, dass das
Bundesamt auch Informationen zu etwaigen Verstof3en gegen aulenwirtschaftsrechtliche
Sanktionen, die es im Rahmen seines Kontrollauftrags erlangt, an die zustandigen Behor-
den tbermitteln kann.

Zu Buchstabe h

Die Befugnis auch fir die Behdrden der Lander wird in den Absatz 4 des § 21a verschoben.
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Zu Buchstabe i
Die Norm orientiert sich an 8 7 Absatz 2 bis 5 Schwarzarbeitsbek&dmpfungsgesetz.

Absatz 8 stellt eine Ergdnzung zu Absatz 7 dar, sodass durch den Auskunftsanspruch
ebenfalls dem missbrauchlichen Einsatz von Berechtigungen durch Dritte im gewerblichen
Guterverkehr entgegengewirkt werden soll (vgl. BR-Drs. 172/08, 16). Ein Auskunftsan-
spruch kann daher auch gegen Anbieter von Frachtenbdrsen und Frachtvermittlungsagen-
turen bestehen. Durch die Einfligung des Satzes 1 wird die Befugnis des Bundesamtes und
der nach § 21a zustandigen Behdrden zur Auskunft von Bestandsdaten geméaR § 2 Ab-
satz 2 Nummer 2 TTDSG von Anbietern und Vermittlern digitaler Dienste geregelt. Die Aus-
kunftsanordnung hat die Vorgaben des Artikel 10 der Verordnung (EU) 2022/2065 einzu-
halten. Insbesondere ist sie, gegebenenfalls zusammen mit vom Anbieter des digitalen
Dienstes erhaltenen Angaben Uber die Ausfihrung der Anordnung nach Artikel 10 Absatz 3
der Verordnung (EU) 2022/2065 an die Koordinierungsstelle fir digitale Dienste in der Bun-
desnetzagentur nach § 14 Absatz 1 Digitale-Dienste-Gesetz zu Ubermitteln. Die Auskunft
nach Satz 1 darf nach Satz 2 nur verlangt werden, wenn im Einzelfall bei der Verdoffentli-
chung von Angeboten oder WerbemalRnahmen ohne Angabe von Name und Anschrift tat-
sachliche Anhaltspunkte fiir ungenehmigten Guterkraftverkehr oder die Aufforderung hierzu
vorliegen und die zu erhebenden Daten zur Identifizierung des Auftraggebers erforderlich
sind, um ungenehmigten Guterkraftverkehr oder die Aufforderung hierzu aufzudecken.

Satz 3 regelt, dass die rechtlichen und tatsachlichen Grundlagen des Auskunftsverlangens
nach Satz 1 aktenkundig zu machen sind.

Die Befugnis zur Datenverarbeitung richtet sich nach § 22 Absatz 3 Nummer 1 TDDDG wo-
nach diese gegeben ist, soweit es sich um eine Ordnungswidrigkeit handelt, die im Hochst-
mafd mit einer GeldbuRe von mehr als 15000 € bedroht ist. Der gewerbliche Guterkraftver-
kehr ohne Erlaubnis nach 8 3 Absatz 1 GUKG ist nach § 19 Absatz 1 Nr.1b i. V. m. § 19
Absatz 7 mit einer Geldbuf3e bis zu 20000€ geahndet.

Zu Nummer 15
Zu Buchstabe a

Bei der Untersagung der Weiterfahrt handelt es sich um ein Mittel der Gefahrenabwehr. Die
Anderung dient der Klarstellung, dass eine Verletzung von Rechtsnormen, die vom Uber-
wachungsauftrag des Bundesamtes nach 8 11 Absatz. 2 umfasst ist, ausreicht, um die Wei-
terfahrt zu untersagen, und es dartber hinaus keiner Gefahr fur einzelne Individualrechts-
guter anderer Verkehrsteilnehmer bedarf.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an den geanderten § 7. Gleichzeitig wird
korrespondierend zu Absatz 1 klargestellt, dass die Vollzugskrafte die Weiterfahrt auch
dann untersagen kénnen, wenn die in § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Nummer 3, Ab-
satz 2 und Absatz 3 genannten fahrzeugbezogenen Nachweise, Kabotagebelege, Begleit-
papiere oder sonstigen Nachweise nicht mitgefiihrt oder zur Priffung ausgehéandigt bzw.
nicht im Sinne des § 7 Absatz 6 elektronisch zugénglich oder lesbar gemacht werden. Nur
so istgewahrleistet, dass die Vollzugskréafte effektiv nachprifen kdnnen, ob die Beférderung
ohne einen Verstol3 gegen gesetzliche Bestimmungen durchgefthrt wird.

Zu Nummer 16

Mit der Ergénzung in Absatz 1 Satz 2 wird die Liucke in Bezug auf die von der Marktbe-
obachtung des Bundesamtes umfassten Aufgabenbereiche geschlossen. Absatz 1 Satz 3
ist aufgrund des Bedarfs des Bundesministeriums fur Digitales und Verkehr an einer Ana-
lyse der Rahmenbedingungen des Marktgeschehens eingefiigt worden.
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Durch die Anderung in Absatz 2 Satz 1 umfasst der Bericht des Bundesamtes nun neben
absehbaren kinftigen Entwicklungen der Rahmenbedingungen auch den aktuellen Stand
der Rahmenbedingungen des Marktgeschehens.

Die Anderung in Absatz 2 Satz 2 beriicksichtigt, dass § 9 Absatz 6 BFStrMG nach seiner
Novellierung durch das Zweite Gesetz zur Anderung mautrechtlicher Vorschriften hinsicht-
lich der Einfihrung des europdischen elektronischen Mautdienstes vom 8. Juni 2021 (2.
EEMD-Gesetz ; BGBI. 2021 | Nr. 31 S. 1603) die Verwendung von Mautdaten in anonymi-
sierter Form auch fiir statistische Zwecke und flr Zwecke des Verkehrsmanagements ge-
stattet (vgl. BT-Drs. 19/27522, 43 f. BT-Drs. 19/29861, 12).

Zu Nummer 17

Anpassung an aktualisiertes Unionsrecht.

Zu Nummer 18

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Anpassung.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Anpassung auf Grund der Abschaffung der nationalen Erlaubnis.
Zu Buchstabe c

Hierdurch wird der gesetzliche Rahmen geschaffen, dass die Unternehmer selbst die not-
wendigen Daten in die Datei nach § 15 Ubermitteln. Auf diese Weise wird die Verwaltung
nicht zuséatzlich belastet. Naheres wird durch die zu &ndernde Verkehrsunternehmensdatei-
Durchfuihrungsverordnung konkretisiert.

Zu Buchstabe d

Zu Doppelbuchstabe aa

Durch diese Erweiterung der Datenweitergabe kénnen die Ziele des AufRenwirtschafts-
rechts durch Unterstitzung mit Informationen tber die Zuverlassigkeit besser erreicht wer-
den

Zu Doppelbuchstabe bb

Redaktionelle Anpassung.

Zu Doppelbuchstabe cc

Redaktionelle Anpassung.

Zu Doppelbuchstabe dd

Gemal Artikel 16 Absatz 2 Satz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 in der durch Arti-
kel 1 der Verordnung (EU) 2020/1055 geanderten Fassung missen den zustandigen Be-
horden bei Stral3enkontrollen folgende Daten aus dem nationalen Register (Verkehrsunter-
nehmensdatei) zuganglich sein: - Amtliche Kennzeichen der Fahrzeuge, lber die das Un-
ternehmen gemaf Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe g verfigt; - Die Anzahl der am 31. Dezem-
ber des Vorjahres im Unternehmen beschéftigten Personen, wobei diese bis zum 31. Marz

jedes Jahres in das einzelstaatliche Register aufzunehmen ist; - Risikoeinstufung des Un-
ternehmens nach Artikel 9 Absatz 1 der Richtlinie 2006/22/EG. Die neuen Nummern 7 und
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8 schaffen die Rechtsgrundlage, um den zustandigen inlandischen Behorden und Stellen
(Nummer 7) sowie den zustandigen Behdrden und Stellen in einem Mitgliedstaat der Euro-
paischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Européi-
schen Wirtschaftsraum oder der Schweiz (Nummer 8) einen entsprechenden Zugriff auf
den nicht offentlichen Teil der Verkehrsunternehmensdatei zu erméglichen. Fur inlandische
Behorden und Stellen wird diese Zugriffsmoglichkeit auf die Vorbereitung und Durchfiihrung
von Verkehrs-, Grenz- und Betriebskontrollen erweitert. Einzelheiten werden gemaf Ab-
satz 7 durch Rechtsverordnung geregelt. Entsprechendes gilt fir Artikel 1 Nummer 3 der
Richtlinie (EU) 2022/738. Nummer 9 ermoglicht einen Zugriff im Zusammenhang mit der
ordnungsgemalien Erhebung der Kraftfahrzeugsteuer.

Zu Buchstabe e

Der Verweis auf § 9 BDFSG a. F. wird aufgehoben. Die technischen und organisatori-
schen Manahmen sind heute in Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 ge-
regelt. Im Ubrigen handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung zur besseren Lesbar-
keit.

Zu Nummer 19

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Anpassung.

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Klarstellung.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.

Zu Buchstabe c

Mitteilung ist nicht mehr erforderlich, da auf Daten durch die zustandigen Behdrden direkt
zugegriffen werden kann. Die Zwischenschaltung des Bundesamtes fur Logistik und Mobi-
litat entfallt.

Zu Buchstabe d

Der Verweis auf inlandische Behdrden ist obsolet geworden, da diese auf Daten direkt zu-
greifen kdnnen, vgl. auch 8§ 16 Absatz 3.

Zu Buchstabe e

Bei der Erganzung handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung, die aufgrund der Neu-
fassung des 8§ 16 Absatz 4 erforderlich ist.

Zu Buchstabe f

Die Vorschrift ermoglicht, dass weitere Einzelheiten zum Verfahren der Ubermittlung von
Daten an das Bundesamt gemal3 den Absatzen 2 und 2a, Uber die Zugriffsrechte und das
Verfahren der Erteilung von Auskiinften an die zustandigen Behérden nach Absatz 3 und 4
sowie zum Datenschutz und der Datensicherheit nebst Protokollierungspflicht des Bundes-
amtes in einer Rechtsverordnung bestimmt werden konnen. Die Mitwirkung der Lander wird
durch das Erfordernis der Zustimmung des Bundesrates sichergestellt.
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Zu Nummer 20

Ein zentraler Gegenstand des ,EU-Mobilitatspakets I ist der Ausbau des sogenannten Ri-
sikoeinstufungssystems — einem Instrument fir die Steuerung und Planung von Betriebs-
und StralRenkontrollen, das derzeit dezentral von den Landern betrieben wird. Nach den
Bestimmungen der Uberarbeiteten Richtlinie 2006/22/EG sollen Informationen des Risi-
koeinstufungssystems iber das ERRU-System (European Registers of Road Transport Un-
dertakings) europaweit allen zusténdigen Behorden flr Straf3enkontrollen zur Verfliigung
stehen. Das ERRU-System beruht auf der Vernetzung der einzelnen nationalen Kontakt-
stellen auf Basis der EUCARIS-Plattform. Dies bedingt eine vollstandige Neukonzeption
des Risikoeinstufungssystems als zentral gefliihrte Datenbank unter Berlcksichtigung der
unionsrechtlich harmonisierten Berechnungsformel aus der Durchfihrungsverordnung (EU)
2022/695 einschlieBlich Regelungen zur Ubermittlung der fir die Risikoeinstufung von
Kraftverkehrsunternehmen erforderlichen Daten durch die zustandigen Behdrden. Mit der
Ertlichtigung des Risikoeinstufungssystems geht eine Erweiterung der Verkehrsunterneh-
mensdatei nach § 15 einher. Einzelheiten werden durch Rechtsverordnung geregelt. Gere-
gelt wird die Umsetzung des in Artikel 9 der Richtlinie 2006/22/EG in Verbindung mit Arti-
kel 12 Absatz 1 Satz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 verankerten Systems fir die
Risikoeinstufung von Unternehmen anhand der relativen Anzahl und Schwere der von den
einzelnen Unternehmen begangenen Verstd3e gegen zahlreiche unionsrechtliche Rege-
lungen sowie erganzende Vorschriften im nationalen Recht. Durch den Verweis in Absatz 1
Satz 1 auf die Anhange | und Il der Verordnung (EU) 2016/403 und Anhang IV der Verord-
nung (EG) Nr. 1071/2009 wird bestimmt, welche Verst6f3e in die Berechnung der allgemei-
nen Risikoeinstufung der einzelnen Unternehmen einflieBen Im zweiten Satz wird festge-
legt, dass das Bundesamt zustandig fur den Betrieb des Risikoeinstufungssystems ist. Ab-
satz 2 Satz 1 stellt klar, dass die Bestimmungen der Durchfiihrungsverordnung (EU)
2022/695 der Kommission vom 2. Mai 2022 fir die Berechnung der allgemeinen Risikoein-
stufung mafgeblich sind. Satz 2 dient der Umsetzung von Artikel 9 Absatz 2 Richtlinie
2006/22/EG, nach dem Unternehmen mit einer hohen Risikoeinstufung strenger und haufi-
ger gepruft werden. In Absatz 3 werden die zur Berechnung der allgemeinen Risikoeinstu-
fung geman Durchfiihrungsverordnung (EU) 2022/695 erforderlichen Dateniibermittlungen
der zustandigen Behorden an das Bundesamt geregelt. Die im Anhang der Durchfiihrungs-
verordnung definierte Formel berlicksichtigt gemafl Artikel 9 Absatz 1 Satz 3 Richtlinie
2006/22/EG die Anzahl, Schwere und Haufigkeit von Verstt3en, die Ergebnisse von Kon-
trollen, bei denen keine Verstt3e festgestellt wurden sowie die Tatsache, ob ein Stral3en-
verkehrsunternehmen in allen seinen Fahrzeugen einen intelligenten Fahrtenschreiber ein-
setzt. Der intelligente Fahrtenschreiber gemaR Artikel 2 Satz 2 Nummer 7 der Durchfih-
rungsverordnung (EU) 2016/799 entspricht dem gemaf Kapitel 1l der Verordnung (EU)
Nr. 165/2014. Damit wird der Anforderung des Absatzes 10 des Anhangs der Durchfih-
rungsverordnung EU) 2022/695 der Kommission vom 2. Mai 2022entsprochen und die voll-
standige Ausstattung positiv in der Risikoeinstufungsformel bericksichtigt. Wann und wie
die zustandige Behotrde Kenntnis Uber die vollstandige Ausristung erlangt, wird nicht gere-
gelt. Dies kann bspw. durch Anzeige der Unternehmer bei der Behérde oder bei einer Be-
triebskontrolle geschehen.

Die Verwendung der gemeinsamen Formel fir die Berechnung der Risikoeinstufung eines
Unternehmens soll wesentlich zur Harmonisierung der Durchsetzungspraktiken in der ge-
samten Europaischen Union beitragen. Damit die Regelung in Bezug auf die Meldung von
beanstandungslosen Kontrollen (,clean-checks®) nach Absatz 3 Nummer 2 Anwendung fin-
det, muss sich die Kontrolle auf mindestens einen der in den Anhangen | oder Il der Ver-
ordnung (EU) 2016/403 und Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 genannten
Versto3en bezogen haben. Die Vorschrift des Absatzes 4 ermdglicht, dass weitere Einzel-
heiten zur Datenlbermittlung an das Bundesamt sowie zum Datenschutz und der Datensi-
cherheit nebst Protokollierungspflicht des Bundesamtes in einer Rechtsverordnung be-
stimmt werden kdnnen. Die Mitwirkung der Lander wird durch das Erfordernis der Zustim-
mung des Bundesrates sichergestellt. Sofern die vorgesehenen Malinahmen die Verarbei-
tung personenbezogener Daten umfassen, sollte dies in Ubereinstimmung mit den
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Rechtsvorschriften der Europaischen Union tber den Schutz personenbezogener Daten
erfolgen, insbesondere der Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung)
und gegebenenfalls der Richtlinie 2002/58/EG, erfolgen.

Zu Nummer 21
Zu Buchstabe a

Anpassung an Artikel 3a Absatz 2 Satz 2 der geanderten Mietfahrzeugrichtlinie (Richtlinie
2006/1/EG, die durch die Richtlinie (EU) 2022/738 geandert worden ist). Das Bundesamt
fur Logistik und Mobilitat wurde bereits im Erlasswege Kontaktbehorde. Durch die gesetzli-
che Normierung wird ein Gleichlauf mit Artikel 18 Absatz1 der Verordnung (EG)
Nr. 1071/2009 hergestellt.

Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa

Die Anpassung in Satz 1 ist wegen der Einfuhrung einer gemeinsamen Formel fur die Be-
rechnung der Risikoeinstufung von Verkehrsunternehmen durch die Durchfiihrungsverord-
nung (EU) 2022/695 der Kommission vom 2. Mai 2022 erforderlich. Danach sind alle Ver-
stél3e, d. h. auch die, die nicht im Niederlassungsstaat des Unternehmens begangen wur-
den in die Risikoeinstufung eines Unternehmens miteinzubeziehen. Gleichzeitig dient die
Dateniibermittlung an den Niederlassungsstaat des Unternehmens der Uberpriifung, ob
das Unternehmen die Voraussetzungen fir die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsun-
ternehmers weiterhin erfillt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der angefligte Satz 4 dient der Ergdnzung des neuen Risikoeinstufungssystems.

Zu Buchstabe c

Erganzung des neuen Risikoeinstufungssystems.

Zu Buchstabe d

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Anpassung in Satz 1 ist wegen der Einfuhrung einer gemeinsamen Formel fur die Be-
rechnung der Risikoeinstufung von Verkehrsunternehmen durch die Durchfiihrungsverord-
nung (EU) 2022/695 der Kommission vom 2. Mai 2022 erforderlich. Danach sind alle Ver-
stoRRe, d. h. auch die, die nicht im Niederlassungsstaat des Unternehmens begangen wur-
den, in die Risikoeinstufung eines Unternehmens miteinzubeziehen. Bei Unternehmen mit
Sitz im Inland sind diese vom Bundesamt im Risikoeinstufungssystem nach § 16a zu spei-
chern. Gleichzeitig dient die Datentibermittlung an die zustandige Erteilungsbehorde der
Uberprifung, ob das Unternehmen die Voraussetzungen fiir die Zulassung zum Beruf des
Kraftverkehrsunternehmers weiterhin erfillt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der angefligte Satz 3 dient der Ergdnzung des neuen Risikoeinstufungssystems.

Zu Buchstabe e

Ergadnzung des neuen Risikoeinstufungssystems. Hinsichtlich der Speicherung und L6-

schung von Daten im Risikoeinstufungssystem ist 8 16a maf3geblich, vgl. insbesondere
§ 16a Absatz 3 Satz 2 und 3.
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Zu Buchstabe f
Zu Doppelbuchstabe aa

Das Vereinigte Kdonigreich ist wegen des Austritts aus der EU und dem anschliel3enden
Handels- und Kooperationsabkommen separat aufgenommen worden.

Zu Doppelbuchstabe bb

Der angefluigte Satz 3 legt fest, fur welche Zwecke das Bundesamt die Daten nach den
Satzen 1 und 2 erheben, speichern und verwenden darf und wann diese Daten zu Iéschen
sind.

Zu Buchstabe g

Das Vereinigte Konigreich ist wegen des Austritts aus der EU und dem anschliel3enden
Handels- und Kooperationsabkommen separat aufgenommen worden.

Zu Nummer 22

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Die Streichung ist eine Folgeanderung der abgeschafften nationalen Erlaubnis.

Zu Doppelbuchstabe bb

Folgeanderung.

Zu Doppelbuchstabe cc

Durch die Anderung wird im Zusammenspiel mit der Anderung des § 21 Absatz 3 ermdg-
licht, dass das Bundesamt fur Logistik und Mobilitat fiir die Ahnung von Ordnungswidrigkei-
ten nach der Verkehrsunternehmensdatei-Durchfiihrungsverordnung zustéandig wird.

Zu Doppelbuchstabe dd

Redaktionelle Anpassung an die geénderten 88 5 und 6.

Zu Doppelbuchstabe ee

Redaktionelle Anpassung an gednderten § 7.

Zu Doppelbuchstabe ff

Redaktionelle Anpassungen an gednderten § 7.

Zu Doppelbuchstabe gg

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen an den geanderten § 7.

Zu Doppelbuchstabe hh

Die Einfugung dient der Ahndung von Verstol3en gegen die Bestimmungen zum Einsatz

von in Mitgliedstaaten der Europaischen Union oder Vertragsstaaten des Européischen
Wirtschaftsraums gemieteten Fahrzeugen.
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Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Préazisierung.

Zu Doppelbuchstabe bb

Redaktionelle Anpassung.

Zu Doppelbuchstabe cc

Redaktionelle Anpassung.

Zu Doppelbuchstabe dd

Die Erganzung dient der wirksamen Sanktionierung rechtswidrigen Verhaltens.

Zu Buchstabe c

Zu Doppelbuchstabe aa

Folgeanderung wegen der Einfligung von Nummer 6f. Zudem Anpassung des Buf3geldrah-
mens zur Aufrechterhaltung der generalpraventiven Wirkung unter Berlcksichtigung der
Preissteigerung der vergangenen Jahre seit der letzten Erh6hung im Jahr 2001.

Zu Doppelbuchstabe bb

Redaktionelle Anderung an gelaufigere Terminologie und Uberschrift in § 5.

Zu Nummer 23

Die Vorschrift enthélt eine Verordnungsermdachtigung zum Erlass von Katalogverordnungen
zur einheitlichen Ahndung von VerstdlRen gegen guterkraftverkehrsrechtliche Vorschriften.

Zu Nummer 24

Redaktionelle Anpassung.

Zu Nummer 25

Anpassung der Zustandigkeit fir die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten.
Zu Nummer 26

Ubertragung des Inhalts des neuen § 12 Absatz 8 im Zusammenhang mit dem gewerbli-
chen Guterkraftverkehr auf die zustandigen Landesbehérden.

Zu Nummer 27
Redaktionelle Anpassung.
Zu Nummer 28

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Anpassung.
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Zu Buchstabe b

Zur Umsetzung des multilateralen Abkommens tber ein multilaterales Genehmigungskon-
tingent im Rahmen der Europdaischen Konferenz der Verkehrsminister (Conférence Euro-
péenne des Ministres des Transports — CEMT) wurde durch die Minister der am Kontin-
gentsystem teilnehmenden Mitgliedstaaten beschlossen, das Genehmigungsverfahren von
Papierurkunden auf ein digitales und zentral verwaltetes Genehmigungssystem umzustel-
len. Zuklnftig sollen entsprechende Genehmigungserteilungen Uber ein zentral von der
OECD betriebenes EDV-System (Electronic Data Interchange — EDI) erfolgen, zu welchem
nach bestimmten noch durch die am Kontingentsystem beteiligten Mitgliedstaaten zu be-
schlieBenden Regelungen neben den Erteilungsbehérden auch Kontrollbehérden und Un-
ternehmen soweit deren Beauftragte in jeweiligen Rollen lUber eine webbasierte Schnitt-
stelle und eine Anwendung fir mobile Endgerate Zugriff erhalten sollen. Die Ermachti-
gungsgrundlage zum Erlass von Rechtsverordnungen betreffend das Verfahren zur Ertei-
lung von CEMT-Genehmigungen ist insoweit zu erweitern, dass kinftig durch Rechtsver-
ordnungen auch Regelungen Uber Zustandigkeiten als nationale Kontaktstelle, zu Zugriffs-
rechten und Uber die jeweils auszutauschenden Daten einschlief3lich Regelungen zu Da-
tenschutz und Datensicherheit getroffen werden kdnnen.

Zu Buchstabe c
Redaktionelle Anderung.
Zu Buchstabe d

Durch diese Ermachtigungsgrundlage wird es dem BMDV entsprechend der europaischen
Vorgaben ermdglicht, bei Bedarf Markstorungen im Bereich des innerstaatlichen Straf3en-
guterverkehrs im kombinierten Verkehr einzudammen oder zu beseitigen.

Zu Nummer 29

Die Vorschrift zur Gemeinschaftslizenz findet sich jetzt in 8 3. Durch die Abschaffung der
nationalen Erlaubnis bedarf es noch einer Uberleitungsvorschrift. Der Unternehmer soll wei-
terhin auf die Gultigkeitsdauer der Erlaubnis vertrauen kdnnen. Auf diese Weise wird der
Bestandsschutz gewahrleistet

Zu Nummer 30

Redaktionelle Anpassung.

Zu Artikel 2 (Anderung des Personenbeférderungsgesetzes)
Zu Nummer 1

Seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Modernisierung des Personenbeforderungsrechts vom
16. April 2021 (BGBI. | S. 822) kbnnen gemaf 8 5 Genehmigungen, einstweilige Erlaub-
nisse und Bescheinigungen oder deren Widerruf nicht nur schriftlich, sondern auch in elekt-
ronischer Form mit einer dauerhaft Gberprifbaren Signatur nach § 37 Absatz 4 Verwal-
tungsverfahrensgesetz erteilt werden. Dem steht die Regelung in § 15 Absatz 1 Satz 1 ers-
ter Halbsatz, dass die Entscheidung Uber den Antrag auf eine Genehmigung schriftlich zu
erfolgen hat, bislang entgegen. Die Regelung wird daher entsprechend erganzt. Neben der
Erteilung der Genehmigung kann damit auch die Versagung der Genehmigung in elektro-
nischer Form erfolgen.
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Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a

Der Verweis in § 16 Absatz 1 Satz 2 auf Artikel 4 Absatz 3 Satz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 1370/2007 hat keinen eigenen Regelungsgehalt und kann daher gestrichen werden.
Denn die dort vorgesehene Laufzeit von 6ffentlichen Dienstleistungsauftragen, die mehrere
Verkehrstrager umfassen, ist auf 15 Jahre beschrénkt, wenn der Wert der schienengestiitz-
ten Verkehrstrager mehr als 50 % des betreffenden Verkehrsdienstes ausmacht. Diese
Laufzeit entspricht aber schon der Hochstgeltungsdauer der Genehmigung nach § 16 Ab-
satz 1 Satz 1. Eine langere Geltungsdauer der Genehmigung als den ohnehin vorgesehe-
nen 15 Jahren kann also auch mit dem Verweis auf Artikel 4 Absatz 3 Satz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 nicht festgelegt werden.

Zu Buchstabe b

Bei der Auslegung der Vorschrift kam es im Vollzug zu Rechtsunsicherheiten. Denn anders
als fur den Stralenbahn- und Obusverkehr gemaR § 16 Absatz 1 Satz 2 kann die Geltungs-
dauer der Genehmigung fur den Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen nur unter den Voraus-
setzungen des Artikels 4 Absatz 3 Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 verlangert
werden und nicht auch unter den Voraussetzungen des Artikels 4 Absatz 4 der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007. Fur diese unterschiedliche Behandlung gibt es keine sachlichen
Grunde und sie entspricht auch nicht der Intention des Gesetzgebers, der sowohl beim
StralRenbahn- und Obusverkehr als auch beim Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen die Gel-
tungsdauer der Genehmigung an die nach Artikel 4 Absatz 3 und 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1370/2007 mdoglichen Laufzeiten eines offentlichen Dienstleistungsauftrags anpassen
wollte. Dementsprechend sollten auch die in der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 vorgese-
henen Verlangerungsmoglichkeiten des oOffentlichen Dienstleistungsauftrages auf die Gel-
tungsdauer der Genehmigung Ubertragen werden, um den Gleichlauf von 6ffentlichem
Dienstleistungsauftrag und Genehmigung zu gewahrleisten (vgl. BT-Drucksache 17/8233
S. 16). Diese Absicht spiegelt sich bislang nur unvollstandig im Gesetzestext wider und soll
nun korrigiert werden.

Zu Nummer 3

Seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Modernisierung des Personenbefdrderungsrechts vom
16. April 2021 (BGBI. | S. 822) kbnnen gemaf 8 5 Genehmigungen, einstweilige Erlaub-
nisse und Bescheinigungen oder deren Widerruf nicht nur schriftlich, sondern auch in elekt-
ronischer Form mit einer dauerhaft Uberprifbaren Signatur nach 8§ 37 Absatz 4 Verwal-
tungsverfahrensgesetz erteilt werden. Die Form der Erteilung der einstweiligen Erlaubnis
ist damit abschlieRend in 8 5 geregelt. § 20 Absatz 2 Satz 1 kann daher aufgehoben wer-
den.

Zu Nummer 4

Die Einfiihrung einer zusatzlichen Prifung setzt die unionsrechtliche Vorgabe einer Reha-
bilitierungsmaoglichkeit in Artikel 14 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009
um. Ein Unternehmer oder Verkehrsleiter soll nach Aberkennung der Zuverlassigkeit als
Berufszugangsvoraussetzung die Mdglichkeit erhalten, sich zu rehabilitieren, um kinftig
wieder die Personenkraftverkehrsgeschafte eines Unternehmens fiihren zu dirfen. Fuhren-
der Gedanke dieser Regelung im Unionsrecht ist, dass durch die im Rahmen der Rehabili-
tierungsmafl3nahme notwendige Befassung mit der Fachmaterie die Gefahr zuklnftiger Zu-
widerhandlungen, die die Zuverlassigkeit beeintrachtigen, verringert werden soll.

Nach deutschem Recht ist fur die Erbringung des Fachkundenachweises das Bestehen
einer Prifung notwendig, vgl. 8 3 und § 4 der Berufszugangsverordnung fir den Stral3en-
personenverkehr. Auf die unionsrechtlich optionale Mdglichkeit, als Voraussetzung fur die
Erlangung der Fachkunde die die Teilnahme an einem Kurs vorzusehen, wurde verzichtet.
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Entsprechend soll auch die Rehabilitationsmal3inahme in Form einer Prifung und nicht als
verpflichtende Kursteilnehme in Deutschland durchgefiihrt werden. Die Einfiihrung speziel-
ler Kurse wirden zudem vor dem Hintergrund der zu erwartenden geringen Fallzahlen und
der in jedem Bundesland umzusetzenden Verfahren zu unverhéltnismaiigem Verwaltungs-
aufwand fuhren.

Zu Nummer 5

Folgeanderung.

Zu Nummer 6

Redaktionelle Anpassung.

Zu Nummer 7

Redaktionelle Anpassung.

Zu Artikel 3 (Folgeanderungen)

Zu Absatz 1

Anpassung an den neu eingefiihrten 8§ 1 Absatz 5 GUKG.

Zu Absatz 2

Zu Nummer 1

Folgeanderung wegen der Abschaffung der Erlaubnis.

Zu Nummer 2

Folgeanderung wegen der Neugliederung.

Zu Absatz 3

Zu Nummer 1

Folgeanderung wegen der Abschaffung der Erlaubnis.

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Folgeanderung wegen der Abschaffung der Erlaubnis.

Zu Buchstabe b

Folgeanderung wegen der Neugliederung.

Zu Nummer 3

Zu Buchstabe a

Folgeanderung wegen der Abschaffung der Erlaubnis.
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Zu Buchstabe b

Folgeanderung wegen der Neugliederung.
Zu Nummer 4

Folgeanderung wegen der Neugliederung.
Zu Nummer 5

Folgeanderung wegen der Neugliederung.
Zu Nummer 6

Folgeanderung wegen der Neugliederung.
Zu Absatz 4

Anpassung an den neu eingefiihrten § 1 Absatz 5 GUKG.
Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)

Artikel 4 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Um den unionsrechtlichen Verpflichtungen
nachzukommen, ist ein baldmdéglichstes Inkrafttreten erforderlich.
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Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates (NKR) gem. § 6 Abs. 1 NKRG

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anderung des Giiterkraftverkehrsgesetzes und anderer
Gesetze (NKR-Nr. 7012)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Regelungsentwurf mit folgendem Ergebnis gepriift:

I

Zusammenfassung
Biirgerinnen und Biirger keine Auswirkungen
Wirtschaft keine Auswirkungen
Verwaltung
Bund
Jahrlicher Erfillungsaufwand: rund 690 000 Euro

Einmaliger Erfillungsaufwand:

rund 1,1 Mio. Euro

Linder
Jahrlicher Erfillungsaufwand: rund 240 000 Euro
Einmaliger Erfiillungsaufwand: keine Auswirkungen
Weitere Kosten Guterkraftverkehrsunternehmen entstehen

Insgesamt

im Einzelfall

einmalige weitere Kosten in Form von Ge-
biihren fiir eine beglaubigte Kopie der Ge-
meinschaftslizenz.

rund 710 000 bis 2,8 Mio. Euro
40 bis 160 Euro
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Digitaltauglichkeit (Digitalcheck) Das Ressort hat Moglichkeiten zum digita-
len Vollzug der Neuregelung (Digitaltaug-
lichkeit) gepriift und hierzu einen Digital-
check mit nachvollziehbarem Ergebnis
durchgefiihrt.

Umsetzung von EU-Recht Dem NKR liegen keine Anhaltspunkte dafiir
vor, dass mit dem Vorhaben tiber eine 1:1-
Umsetzung von EU-Recht hinausgegangen
wird.

Evaluierung Eine Evaluierung des Vorhabens ist nicht
vorgesehen.

Nutzen des Vorhabens Das Ressort hat den Nutzen des Vorhabens
im Vorblatt des Regelungsentwurfs wie
folgt beschrieben:

Verbesserung der Wettbewerbsbedingun-
gen.

Der NKR bewertet es als positiv, dass das Ressort die Kostenfolgenschitzung sowie die
Riickmeldungen der Verbiande in der Abwigung von Regelungsalternativen berticksichtigt
und im Ergebnis auf die Einfithrung neuer Informationspflichten verzichtet hat. U.a. in
Folge der hergestellten Kostentransparenz konnten Biirokratiekosten in zweistelliger Mil-
lionenhohe vermieden werden.

Die Darstellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der Nati-
onale Normenkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine
Einwinde.

II Regelungsvorhaben

Mit dem Regelungsvorhaben werden u.a. folgende Rechtsdnderungen vorgenommen:

e Anpassung und Angleichung des nationalen Rechts an die gedinderten unionsrechtlich
harmonisierten Vorgaben zum Berufs- und Marktzugang im Bereich des Giiterkraftver-
kehrs

e Abl6sung der nationalen Erlaubnis durch die EU-weit geltende Gemeinschaftslizenz

o Ausweitung der Aufgaben und Befugnisse des Bundesamtes fiir Logistik und Mobilitat

(BALM).

Zudem werden bereits Rechtsangleichungen vorbereitet, die spiter auf dem Verordnungsweg

erlassen werden sollen. Dazu zdhlen u.a.:

e Anpassung des Mindestinhalts der Verkehrsunternehmensdatei

e Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen, um Daten von Unternehmen selbst direkt in
die Verkehrsunternehmensdatei einspeisen zu lassen

e Abl6sung dezentraler Losungen zur Risikoeinstufung von Verkehrsunternehmen bei den

Landern durch ein zentrales System zur Risikoeinstufung.
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III Bewertung

III.1  Erfillungsaufwand
Biirgerinnen und Biirger

Das Regelungsvorhaben hat keine Auswirkungen auf den Erfiillungsaufwand der Biirgerinnen

und Birger.

Wirtschaft

Das Regelungsvorhaben hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf den Erfiillungsaufwand der
Wirtschaft. Mit dem Vorhaben werden jedoch bereits Rechtsangleichungen an das geinderte
Unionsrecht vorbereitet, welche spiter auf dem Verordnungsweg erlassen werden sollen. Das
BMDYV erwartet durch die Verordnung einen jihrlichen Erfiillungsaufwand in Héhe von rund

1,5 Mio. Euro und stellt diesen bereits im vorliegenden Regelungsvorhaben informatorisch dar.

Verwaltung

Fiir die Verwaltung entsteht zusitzlicher jahrlicher Erfilllungsaufwand in Héhe von rund
930 000 Euro. Davon entfallen rund 690 000 Euro auf den Bund und 240 000 Euro auf die Lander.
Der Bundesverwaltung entsteht zudem einmaliger Erfiilllungsaufwand in Hoéhe von rund

1,1 Mio. Euro.
Dieser Aufwand resultiert aus den folgenden Vorgaben:
Bund

. Technische Unterwegskontrollen an Bussen

Die Kontroll- und Anhaltebefugnisse des BALM werden auf Busse ausgeweitet. Die Erweiterung
der Kontrollbefugnisse verursacht jahrlichen Erfiilllungsaufwand in Hohe von rund 275 000
Euro. Zusétzlich entsteht einmaliger Erfiillungsaufwand in Héhe von rund 1 Mio. Euro fir die
Beschaffung von vier speziell ausgeriisteten Kontrollfahrzeugen sowie fiir Schulungen des von

der Durchfiihrung der Kontrollen betroffenen Personals.

. Marktbeobachtung

Die vom BALM durchzufiihrende Marktbeobachtung wird um die Begutachtung des gewerbli-
chen Personenverkehrs sowie um die Analyse der Rahmenbedingungen des Marktgeschehens
ausgeweitet. Dies fithrt zu einem Mehrbedarf von drei Stellen, was jihrlichen Personalkosten
von rund 280 000 Euro entspricht. Hinzu kommen jihrliche Sachkosten von rund 50 000 Euro.
Zusatzlich entstehen einmalige Sachkosten in Hohe von rund 35 000 Euro fir die Beschaffung

professioneller Statistiksoftware.
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. Nationale Kontaktstelle

Der vom BALM betriebenen Nationalen Kontaktstelle werden weitere Aufgaben zugewiesen,
wodurch jahrliche Personalkosten von rund 19 000 Euro und einmalige Sachkosten von rund

50 000 Euro (Softwareanpassungen) entstehen.

) Durchfiihrung von Ordnungswidrigkeitsverfahren

Durch die Schaffung eines neuen Ordnungswidrigkeits-Tatbestands entsteht dem BALM als zu-

stindiger Bufigeldbehorde jihrlicher Erfiilllungsaufwand von rund 70 000 Euro.
Liander

. Durchfiihrung von Ordnungswidrigkeitsverfahren

Mit der Rechtsdnderung werden fiir inldndische Unternehmen Vorgaben zum Einsatz von Miet-
fahrzeugen im Giterverkehr gemacht. Die Zuwiderhandlung stellt eine Ordnungswidrigkeit dar.
Ausgehend von 1 500 Verfahren p.a. geht das Ressort nachvollziehbar von zusétzlichem jihrli-

chen Erfiillungsaufwand von rund 240 000 Euro aus.

Weiterer Erfullungsaufwand fiir eine Verordnung nach der vorliegenden Gesetzesinderung

Das vorliegende Regelungsvorhaben bereitet Rechtsangleichungen an das geinderte Unionsrecht
vor, welche spiter auf dem Verordnungsweg erlassen werden sollen. Den mit der Verordnung
erwarteten Erflillungsaufwand stellt das Ressort bereits in dem vorliegenden Regelungsvorhaben
informatorisch dar: Das Ressort geht davon aus, dass sich der jahrliche Erfiillungsaufwand der
Bundesverwaltung durch die Verordnung um rund 5,5 Mio. Euro erh6hen wird und einmaliger
Erfiilllungsaufwand von rund 4,5 Mio. Euro entsteht (fast vollstindig Bund). Die Linder werden

von jahrlichem Erfiillungsaufwand in Héhe von rund 120 000 Euro entlastet.
II1.2 Weitere Kosten

Die bisherige nationale Erlaubnis fiir den gewerblichen Giiterverkehr wird durch die EU-weit
geltende Gemeinschaftslizenz abgeldst. Das Original der Gemeinschaftslizenz darf, im Gegensatz
zur Erlaubnis, nicht als Nachweis mitgefiihrt werden, sodass eine beglaubigte Kopie erforderlich
wird. Gemif der Kostenverordnung fiir den Giiterverkehr liegen die Gebtiihren fiir eine beglau-
bigte Kopie zwischen 40 und 160 Euro. Ausgehend von rund 17 800 gebietsansissigen Gliterkraft-
verkehrsunternehmen nimmt das Ressort nachvollziehbar einmalige weitere Kosten zwischen

700 000 Euro und 2,8 Mio. Euro an.
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II1.3  Digitaltauglichkeit

Das Ressort hat Moglichkeiten zum digitalen Vollzug der Neuregelung (Digitaltauglichkeit) ge-
priift und hierzu einen Digitalcheck mit nachvollziehbarem Ergebnis durchgefiihrt. Insbeson-
dere werden die Voraussetzungen fiir eine digitale Kommunikation geschaffen, indem das Vorle-

gen sowie die Kontrolle von digitalen Dokumenten rechtlich erméglicht wird.

IV Ergebnis

Der NKR bewertet es als positiv, dass das Ressort die Kostenfolgenschitzung sowie die Riickmel-
dungen der Verbinde in der Abwigung von Regelungsalternativen bertiicksichtigt und im Ergeb-
nis auf die Einfihrung neuer Informationspflichten verzichtet hat. U.a. in Folge der hergestellten

Kostentransparenz konnten Biirokratiekosten in zweistelliger Millionenhéhe vermieden werden.

Die Darstellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der Nationale

Normenkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Einwénde.

12.Juli 2024

Lutz Goebel Gudrun Grieser

Vorsitzender Berichterstatterin
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	Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes und anderer Gesetze)
	Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes
	Das G
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 1 wird wie folgt geändert:
	(5) „Eine güterkraftverkehrsrechtliche Berechtigung ist
	3. § 2 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	4. § 3 wird wie folgt gefasst:
	§ 3 „
	Gewerblicher Güterkraftverkehr durch Unternehmer mit Sitz im Inland; Verordnungsermächtigung
	(1) Wer als Unternehmer mit Sitz im Inland gewerblichen Güterkraftverkehr durchführt, bedarf hierfür einer von einer inländischen Behörde erteilten Gemeinschaftslizenz.
	(2) Eine Gemeinschaftslizenz wird einem Unternehmer, dessen Unternehmen seinen Sitz im Inland hat, für die Dauer von bis zu zehn Jahren erteilt, wenn er die in Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Festlegung gemeinsamer Regeln für die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers und zur Aufhebung der Richtlinie 96/26/EG (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 51), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2020/1055 (ABl. L 249 vom 31.7.2020, S. 17) geändert worden ist, genannten Voraussetzungen für die Ausübung des Berufs eines Kraftverkehrsunternehmers erfüllt.
	(3) Auf Antrag sind dem Unternehmer so viele beglaubigte Kopien der Gemeinschaftslizenz auszustellen, wie ihm Fahrzeuge zur Verfügung stehen und die für diese erforderliche finanzielle Leistungsfähigkeit nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe c in Verbindung mit Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 gegeben ist. Stehen dem Unternehmer nach der Ausstellung der beglaubigten Kopien der Gemeinschaftslizenz über einen Zeitraum von mehr als drei Monaten weniger Fahrzeuge zur Verfügung als ihm beglaubigte Kopien der Gemeinschaftslizenz ausgestellt worden sind, so hat der Unternehmer die überzähligen beglaubigten Kopien unverzüglich der zuständigen Behörde zurückzugeben. Stellt der Unternehmer den Betrieb endgültig ein, so hat er die Gemeinschaftslizenz und alle beglaubigten Kopien unverzüglich der zuständigen Behörde zurückzugeben.
	(4) Eine Gemeinschaftslizenz ist zurückzunehmen, wenn nachträglich bekannt wird, dass ihre Erteilung hätte versagt werden müssen. Eine Gemeinschaftslizenz ist zu widerrufen, wenn nachträglich Tatsachen eintreten, die zur Versagung hätten führen müssen. Die Finanzbehörden dürfen die nach Landesrecht zuständigen Behörden davon in Kenntnis setzen, dass der Unternehmer die ihm obliegenden steuerrechtlichen Verpflichtungen wiederholt nicht erfüllt hat oder eine eidesstattliche Versicherung nach § 284 der Abgabenordnung abgegeben hat.
	(5) Rechtzeitig vor der Entscheidung über die Erteilung, die Rücknahme oder den Widerruf der Gemeinschaftslizenz und von beglaubigten Kopien der Gemeinschaftslizenz gibt die nach Landesrecht zuständige Behörde den beteiligten Verbänden des Verkehrsgewerbes und der zuständigen Industrie- und Handelskammer Gelegenheit zur Stellungnahme. Vor der Entscheidung über die Erteilung, die Rücknahme oder den Widerruf von beglaubigten Kopien der Gemeinschaftslizenz kann die nach Landesrecht zuständige Behörde hiervon absehen.
	(6) Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass der Unternehmer, der Verkehrsleiter oder der geschäftsführende Direktor die Voraussetzungen hinsichtlich der Zuverlässigkeit nach Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 nicht erfüllt, kann dem Unternehmer oder dem Verkehrsleiter die Führung von Güterkraftverkehrsgeschäften untersagt werden. Das Untersagungsverfahren gegen diese Personen kann unabhängig vom Verlauf eines Verfahrens zum Widerruf der Gemeinschaftslizenz fortgesetzt werden. Auf Antrag ist dem Unternehmer oder dem Verkehrsleiter die Führung von Güterkraftverkehrsgeschäften wieder zu gestatten, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine Unzuverlässigkeit im Sinne des Satzes 1 nicht mehr vorliegt und der Betroffene eine Prüfung nach Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 bestanden hat. Die Wiederaufnahme kann nicht vor Ablauf eines Jahres nach Bestandskraft der Untersagungsverfügung gestattet werden.
	(7) Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu regeln:
	(8) Die nach Landesrecht zuständigen Behörden führen dieses Gesetz, die Verordnungen (EG) Nr. 1071/2009 und (EG) Nr. 1072/2009 und die auf diesem Gesetz beruhenden Verordnungen aus, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. Örtlich zuständig ist die Behörde, in deren Zuständigkeitsbereich das Unternehmen seine Niederlassung im Sinne von Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 hat. Soweit keine Niederlassung besteht, richtet sich die Zuständigkeit nach dem Wohnsitz des Betroffenen.“



	5. § 4 wird wie folgt geändert:
	6. Die §§ 5 bis 7 werden wie folgt gefasst:
	§ 5 „
	Gewerblicher Güterkraftverkehr durch Unternehmer ohne Sitz im Inland
	(1) Wer als Unternehmer ohne Sitz im Inland grenzüberschreitenden gewerblichen Güterkraftverkehr durchführt, bedarf für den inländischen Teil der Beförderung
	(2) Soweit sich aus Rechtsakten der Europäischen Union, internationalen Abkommen oder einer Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 3 nichts anderes ergibt, ist Unternehmern ohne Sitz im Inland die Beförderung von Gütern, deren Be- und Entladeort im Inland liegt (Kabotagebeförderung), nicht gestattet. Eine einzelne Kabotagebeförderung liegt vor, wenn Güter unabhängig von der Anzahl der Be- und Entladeorte im Inland auftragsgemäß für einen einzigen Absender an einen einzigen Empfänger befördert werden.
	(3) Absatz 1 Nummer 1 sowie Absatz 2 gelten auch für Beförderungen mit Kraftfahrzeugen, die einschließlich Anhänger ein höheres zulässiges Gesamtgewicht als 2,5 Tonnen haben.

	Gewerblicher Güterkraftverkehr durch Unternehmer mit Sitz im Vereinigten Königreich
	(1) Wer als Unternehmer mit Sitz im Vereinigten Königreich grenzüberschreitenden gewerblichen Güterkraftverkehr im Inland durchführt, bedarf für den inländischen Teil der Beförderung einer Lizenz des Vereinigten Königreichs. Dies gilt auch für Beförderungen mit Kraftfahrzeugen, die einschließlich Anhänger ein höheres zulässiges Gesamtgewicht als 2,5 Tonnen haben.
	(2) Der Unternehmer mit Sitz im Vereinigten Königreich darf gemäß Artikel 462 Absatz 3 und 6 des Abkommens vom 30. Dezember 2020 über Handel und Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft einerseits und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland andererseits (ABl. L 149 vom 30.4.2021, S. 10) vor Rückkehr ins Gebiet des Vereinigten Königreichs nicht mehr als zwei zusätzliche grenzüberschreitende Beförderungen innerhalb des Gebiets der Europäischen Union durchführen. Die erste zusätzliche grenzüberschreitende Beförderung muss auf eine Fahrt aus dem Gebiet des Vereinigten Königreichs in das Gebiet der Europäischen Union folgen.
	(3) Abweichend von Absatz 2 darf der Unternehmer an Stelle einer der beiden grenzüberschreitenden Beförderungen eine Kabotagebeförderung im Inland nach Artikel 462 Absatz 4 des Abkommens vom 30. Dezember 2020 über Handel und Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft einerseits und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland andererseits durchführen. Diese Kabotagebeförderung muss
	(4) Bei Beförderungen nach Absatz 2 oder 3 gilt § 7 Absatz 2 entsprechend.

	Mitführungs- und Aushändigungspflichten im gewerblichen Güterkraftverkehr
	(1) Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass bei einer Güterbeförderung im Inland, für die eine güterkraftverkehrsrechtliche Berechtigung erforderlich ist, während der gesamten Fahrt folgende Dokumente und Nachweise mitgeführt werden:
	(2) Der Unternehmer, der keinen Sitz im Inland hat, hat dafür zu sorgen, dass bei Kabotagebeförderungen nach Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 Nachweise mit den in Artikel 8 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 genannten Angaben für die grenzüberschreitende Beförderung, jede einzelne durchgeführte Kabotagebeförderung und für innerhalb des Zeitraumes nach Artikel 8 Absatz 2a der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 durchgeführte Beförderungen mitgeführt werden.
	(3) Der Auftraggeber händigt dem Unternehmer, der für ihn die Beförderung eines Containers oder eines Wechselaufbaus durchführt, vor der Fahrt eine Erklärung aus, in der das Gewicht dieses Containers oder Wechselaufbaus angegeben ist. Der Unternehmer hat dafür zu sorgen, dass diese Erklärung während der Beförderung mitgeführt wird.
	(4) Das Fahrpersonal muss die erforderlichen Dokumente und Nachweise nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 und die Erklärung nach Absatz 3 Satz 1 während der Fahrt mitführen und Kontrollberechtigten auf Verlangen zur Prüfung aushändigen. Das Begleitpapier oder der sonstige Nachweis nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, die Nachweise nach Absatz 2 und die Erklärung nach Absatz 3 Satz 1 können statt durch Aushändigen des Dokumentes auch auf andere geeignete Weise zugänglich gemacht werden.
	(5) Ausländisches Fahrpersonal muss einen anerkannten und gültigen Pass, Passersatz oder Ausweisersatz mitführen, sofern es nicht von der Passpflicht durch Rechtsverordnung befreit ist, und den Kontrollberechtigten auf Verlangen zur Prüfung aushändigen. Ausländisches Fahrpersonal, das in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union die Rechtsstellung eines langfristig Aufenthaltsberechtigten nach Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. November 2003 betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen (ABl. L 16 vom 23.1.2004, S.44), die zuletzt durch die Richtlinie 2011/51/EU (ABl. L 132 vom 19.5.2011, S. 1) geändert worden ist, inne hat, hat außerdem den entsprechenden Nachweis mitzuführen und diesen den Kontrollberechtigten auf Verlangen auszuhändigen.
	(6) Wird von der durch eine güterkraftverkehrsrechtliche oder fahrzeugtechnische Rechtsvorschrift eingeräumten Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Dokumente oder Nachweise nach Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 oder die Erklärung nach Absatz 3 Satz 1 anstelle der Mitführung als Schriftstück in einem elektronischen oder digitalisierten Format vorzuhalten, hat das Fahrpersonal diese bei einer Kontrolle anstelle der Aushändigung als Schriftstück elektronisch zugänglich oder auf Verlangen der Kontrollberechtigten lesbar zu machen. Für die elektronische Zugänglichmachung sind dem jeweiligen Stand der Technik entsprechende Verfahren zu verwenden, die die Authentizität, Vertraulichkeit und Integrität der Daten gewährleisten. Personenbezogene Daten, die bei einer Kontrolle nach Satz 1 verarbeitet worden sind, haben die nach Bundes- oder Landesrecht für Verkehrs- oder Grenzkontrollen zuständigen Behörden unverzüglich zu löschen, wenn sich keine Beanstandungen ergeben oder die Daten zum Zweck der Verfolgung von festgestellten Zuwiderhandlungen an die hierfür zuständige Verwaltungsbehörde übermittelt worden sind.“



	7. Dem § 7a Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:
	8. § 7b Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
	(1) „Ein Unternehmer mit Sitz im Inland darf bei Fahrten im Inland im gewerblichen Güterkraftverkehr eine Person, die weder Staatangehöriger eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, noch eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, noch Staatsangehöriger der Schweiz oder des Vereinigten Königreichs ist, nur als Fahrpersonal einsetzen, wenn diese Folgendes besitzt:

	9. § 7c Satz 1 wird wie folgt geändert:
	10. § 8 wird wie folgt geändert:
	11. Nach § 8 wird folgender § 8a eingefügt:
	„§ 8a
	Einsatz von Mietfahrzeugen aus einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum
	(1) Ein Unternehmer mit Sitz im Inland, der unter den Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 fällt, darf in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Europäischen Wirtschaftsraums ohne Fahrer gemietete und dort zugelassene Kraftfahrzeuge (Mietfahrzeuge), die einschließlich Anhänger ein zulässiges Gesamtgewicht von mehr als 2,5 Tonnen haben, im gewerblichen Güterkraftverkehr nur einsetzen, soweit deren Anzahl eine Quote von 25 Prozent der Fahrzeugflotte des Unternehmers nicht übersteigt. Umfasst die Fahrzeugflotte des Unternehmers zwei bis vier Fahrzeuge, darf der Unternehmer ein einzelnes Mietfahrzeug im Sinne des Satzes 1 einsetzen.
	(2) Bemessungsgrundlage für die Fahrzeugflotte nach Absatz 1 ist die Anzahl der Kraftfahrzeuge,
	(3) Ohne Fahrer gemietete Kraftfahrzeuge, die im Inland zugelassen sind, unterliegen nicht der Quotierung nach Absatz 1 Satz 1.“



	12. § 9 wird wie folgt gefasst:
	§ 9 „
	Berechtigungs- und Versicherungsfreiheit
	Der Werkverkehr bedarf keiner güterkraftverkehrsrechtlichen Berechtigung. Es besteht keine Versicherungspflicht nach § 7a.“



	13. § 11 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	14. § 12 wird wie folgt geändert:
	„(2a)In Ausübung der in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 genannten Befugnisse darf das Bundesamt durch den Einsatz technischer Mittel automatisiert Bilder von Kraftfahrzeugen zur Güterbeförderung und Kraftomnibussen und deren Kennzeichen sowie Ort, Datum, Uhrzeit und Fahrtrichtung erheben, speichern und verwenden ohne Erfassung der Fahrzeuginsassen. Die nach Satz 1 erhobenen Daten sind sofort zu löschen,
	(8) „Das Bundesamt kann Auskunft verlangen von demjenigen, der geschäftsmäßig eigene oder fremde digitale Dienste nach § 1 Absatz 4 Nummer 1 des Digitale-Dienste-Gesetzes zur Nutzung bereithält oder den Zugang zur Nutzung vermittelt, über Bestandsdaten nach § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Telekommunikation-Digitale-Dienste-Datenschutz-Gesetzes. Die Auskunft nach Satz 1 darf nur verlangt werden, sofern im Einzelfall bei der Veröffentlichung von Angeboten oder Werbemaßnahmen ohne Angabe von Name und Anschrift tatsächliche Anhaltspunkte für ungenehmigten Güterkraftverkehr vorliegen und die zu erhebenden Daten zur Identifizierung des Auftraggebers erforderlich sind, um ungenehmigten Güterkraftverkehr aufzudecken. Die rechtlichen und tatsächlichen Grundlagen des Auskunftsverlangens nach Satz 1 sind aktenkundig zu machen. Der auf Grund eines Auskunftsverlangens nach Satz 1 Verpflichtete hat die zur Auskunftserteilung erforderlichen Daten unverzüglich und vollständig auf Anordnung des Bundesamtes zu übermitteln. Das Bundesamt darf die in Satz 1 genannten Daten zu den in Satz 2 genannten Zwecken erheben, speichern und verwenden. Die Löschfristen des § 19 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz gelten entsprechend. Das Bundesamt hat den Verpflichteten für ihm erteilte Auskünfte eine Entschädigung zu gewähren. Der Umfang der Entschädigung bemisst sich nach § 23 und Anlage 3 des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes; die Vorschriften über die Verjährung in § 2 Absatz 1 und 4 des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden.
	(9) Der nach den Absätzen 7 und 8 zur Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.“



	15. § 13 wird wie folgt geändert:
	(1) „Das Bundesamt kann die Fortsetzung einer Fahrt untersagen, um eine im Einzelfall bestehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit im Rahmen seiner Aufgaben nach § 11 Absatz 2 Nummer 1 und 3 sowie § 12 Absatz 6 abzuwehren.“

	16. § 14 Absatz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:
	(1) „Das Bundesamt hat die Entwicklung des Marktgeschehens im Verkehr zu beobachten und zu begutachten (Marktbeobachtung). Die Marktbeobachtung umfasst den Eisenbahn- und Straßengüterverkehr, die Frachtschifffahrt, den Luftverkehr, den gewerblichen Personenverkehr mit Kraftomnibussen sowie die Logistik. Mit der Marktbeobachtung sollen Entwicklungen auf dem Verkehrs- und Logistikmarkt frühzeitig erkannt und die Rahmenbedingungen des Marktgeschehens analysiert werden. Es besteht keine Auskunftspflicht.
	(2) Das Bundesamt hat dem Bundesministerium für Digitales und Verkehr über den jeweiligen Stand der Entwicklung des Marktgeschehens, dessen Rahmenbedingungen und die absehbare künftige Entwicklung zu berichten. Es hat Daten aus dem Verwaltungsvollzug sowie nach dem Bundesfernstraßenmautgesetz gespeicherte Daten nach Maßgabe des § 9 Absatz 6 des Bundesfernstraßenmautgesetzes aufzubereiten und Studien und Marktanalysen zu erstellen oder zu betreuen, insbesondere kurz- und mittelfristige Prognosen zum Güter- und Personenverkehr.“


	17. § 14a Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
	18. § 15 wird wie folgt geändert:
	„§ 15 Datei über Unternehmen des gewerblichen Güterkraftverkehrs und des gewerblichen Personenverkehrs mit Kraftomnibussen (Verkehrsunternehmensdatei); Verordnungsermächtigung“.
	(7) „Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Einzelheiten der Führung der Verkehrsunternehmensdatei zu regeln, insbesondere


	19. § 16 wird wie folgt geändert:
	„§ 16 Datei über abgeschlossene Bußgeldverfahren; Verordnungsermächtigung“.
	(3) „Zur Überprüfung der Zuverlässigkeit des Unternehmers oder der Verkehrsleiter erhalten die nach Landesrecht zuständigen Behörden Auskunft aus der Datei über abgeschlossene Bußgeldverfahren, soweit dies zur Erfüllung dieser Aufgabe erforderlich ist.“
	(9) „Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Einzelheiten zur Führung der Datei über abgeschlossene Bußgeldverfahren zu regeln, insbesondere



	20. Nach § 16 wird folgender § 16a eingefügt:
	„§ 16a
	Risikoeinstufungssystem; Verordnungsermächtigung
	(1) Jedes Unternehmen mit Sitz im Inland wird nach der relativen Anzahl und Schwere der ihm zuzurechnenden Verstöße nach Anhang I der Verordnung (EU) 2016/403, Anhang III der Richtlinie 2006/22/EG und Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 eingestuft (allgemeine Risikoeinstufung). Das Risikoeinstufungssystem wird vom Bundesamt betrieben.
	(2) Die allgemeine Risikoeinstufung eines Unternehmens erfolgt nach Maßgabe der Bestimmungen der Durchführungsverordnung (EU) 2022/695 der Kommission vom 2. Mai 2022 zur Festlegung von Regeln für die Anwendung der Richtlinie 2006/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der gemeinsamen Formel für die Berechnung der Risikoeinstufung von Verkehrsunternehmen (ABl. L 129 vom 3.5.2022, S. 33). Häufigkeit und Intensität von Verkehrs-, Grenz- und Betriebskontrollen sind abhängig von der allgemeinen Risikoeinstufung eines Unternehmens.
	(3) Zum Zwecke der allgemeinen Risikoeinstufung eines Unternehmens übermitteln dem Bundesamt
	(4) Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Einzelheiten zur Führung des Risikoeinstufungssystems zu regeln, insbesondere



	21. § 17 wird wie folgt geändert:
	(1) „Das Bundesamt ist nationale Kontaktstelle nach Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 sowie nach Artikel 3a Absatz 2 der Richtlinie 2006/1/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Januar 2006 über die Verwendung von ohne Fahrer gemieteten Fahrzeugen im Güterkraftverkehr (ABl. L 33 vom 4.2.2006, S. 82), die durch die Richtlinie (EU) 2022/738 (ABl. L 137 vom 16.5.2022, S. 1) geändert worden ist.“
	„(2a)Das Bundesamt hat als nationale Kontaktstelle Informationen über Kontrollen von Nutzfahrzeugen, die von einem Güter- oder Personenkraftverkehrsunternehmen mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz eingesetzt worden sind, bei denen keine in Anhang I der Verordnung (EU) 2016/403, Anhang III der Richtlinie 2006/22/EG oder Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 genannten Verstöße festgestellt worden sind, von Amts wegen an die nationale Kontaktstelle des Niederlassungsstaates zu übermitteln. Hierzu haben die nach Bundes- oder Landesrecht für Kontrollen zuständigen Behörden dem Bundesamt die erforderlichen Informationen zu übermitteln. Das Bundesamt darf die in Satz 1 genannten Daten zum Zwecke der Risikoeinstufung erheben, speichern und verwenden und hat die Daten unverzüglich nach ihrer Übermittlung an die nationale Kontaktstelle des Niederlassungsmitgliedstaates zu löschen.“
	„(3a)Mitteilungen, die das Bundesamt als nationale Kontaktstelle aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder aus anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz erhält über Kontrollen von Nutzfahrzeugen, die von einem Güter- oder Personenkraftverkehrsunternehmen mit Sitz im Inland eingesetzt worden sind, bei denen keine in Anhang I der Verordnung (EU) 2016/403, Anhang III der Richtlinie 2006/22/EG oder Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 genannten Verstöße festgestellt worden sind, speichert das Bundesamt im Risikoeinstufungssystem nach § 16a.“



	22. § 19 wird wie folgt geändert:
	23. Nach § 19 wird folgender § 19a eingefügt:
	„§ 19a
	Bußgeldkatalog; Verordnungsermächtigung
	(1) Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vorschriften zu erlassen über
	(2) In der Rechtsverordnung nach Absatz 1 ist unter Berücksichtigung der Bedeutung der Ordnungswidrigkeit zu bestimmen, in welchen Fällen, unter welchen Voraussetzungen und in welcher Höhe das Verwarnungsgeld zu erheben oder die Geldbuße festzusetzen ist, und wie sich die Ordnungswidrigkeit auf die Risikoeinstufung eines Kraftverkehrsunternehmers auswirkt.“
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